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I.
21210

Änderung der Weiterbildungsordnung 
für Apothekerinnen und Apotheker 

der Apothekerkammer Westfalen-Lippe 
vom 14. Mai 2003 

Die Kammerversammlung der Apothekerkammer West-
falen-Lippe hat in ihrer Sitzung am 14. Mai 2003 auf-
grund des § 42 Abs. 1 in Verbindung mit § 48 des Heilbe-
rufsgesetzes vom 9. Mai 2000 (GV. NRW. S. 403), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 17. Dezember 2002 (GV. NRW.
S. 641) die folgende Änderung der Weiterbildungsord-
nung beschlossen, die durch Erlass des Ministeriums für
Gesundheit, Soziales, Frauen und Familie des Landes
Nordrhein-Westfalen vom – 26. Juni 2003 – III 7 – 0810.97
– genehmigt worden ist.

Artikel I
Die Weiterbildungsordnung für Apothekerinnen und
Apotheker der Apothekerkammer Westfalen-Lippe vom
22. Mai 1996 (MBl. NRW. S. 1354) wird wie folgt geändert:

1
In § 1 wird das Wort „Abschluß“ durch das Wort „Ab-
schluss“ ersetzt.

2
§ 3 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1: Satz 2 wird ersatzlos gestrichen.
b) Absatz 3: Satz 1 wird nach dem Wort „Weiterbil-

dungsordnung“ wie folgt ergänzt:
„... und den vom Vorstand verabschiedeten Durchfüh-
rungsempfehlungen. Die in der Anlage angegebenen
Weiterbildungszeiten sind Mindestzeiten.“
Satz 2 (alt) wird gestrichen.

c) Absatz 4: Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Die Weiterbildung in den Gebieten und Teilgebieten
ist in hauptberuflicher Stellung grundsätzlich an ei-
ner zugelassenen Weiterbildungsstätte und in der Re-
gel ganztägig durchzuführen.“

d) Absatz 8: Satz 4 erhält folgende Fassung: 
„Wer die Zulassung als Weiterbildungsstätte bean-
tragt, hat der Apothekerkammer Änderungen in
Struktur, Größe und Ausstattung der Weiterbildungs-
stätte unverzüglich mitzuteilen.“

e) Folgender Absatz 9 wird eingefügt:

„Ist die Weiterzubildende oder der Weiterzubildende
nicht an der Weiterbildungsstätte einer ermächtigten
Apothekerin oder eines ermächtigten Apothekers tä-
tig, muss eine schriftliche Vereinbarung getroffen
werden, dass der Weiterzubildenden oder dem Weiter-
zubildenden angemessen Gelegenheit gegeben wird,
ihre oder seine theoretischen Kenntnisse und prakti-
schen Erfahrungen und Fertigkeiten zu vertiefen und
zu erweitern. Diese schriftliche Vereinbarung muss
bei der Anmeldung zur Weiterbildung vorgelegt wer-
den.“

3
§ 4 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„Hat eine Apothekerin oder ein Apotheker die Aner-
kennung zum Führen von Bezeichnungen in mehreren
Gebieten erlangt, so dürfen die Bezeichnungen ver-
wandter Gebiete nebeneinander geführt werden. Die
Gebiete nach § 4 Abs. 1 gelten als miteinander ver-
wandt.“

b) Absatz 4 wird ersatzlos gestrichen.

4
§ 5 Abs. 1 wird wie folgt geändert:
a) Satz 2 wird durch folgende Sätze ersetzt:

„Die ermächtigte Apothekerin oder der ermächtigte
Apotheker muss hauptberuflich mindestens die Hälf-
te der wöchentlichen Dauer einer Vollzeitbeschäfti-
gung an einer zugelassenen Weiterbildungsstätte tätig

sein und ist verpflichtet, die Weiterbildung persönlich
zu leiten sowie zeitlich und inhaltlich entsprechend
dieser Weiterbildungsordnung zu gestalten. Die oder
der Ermächtigte hat mit der oder dem Weiterzubil-
denden nach Maßgabe der von der Apothekerkammer
erlassenen Richtlinien einen Weiterbildungsplan zu
erstellen und mit der Weiterzubildenden oder dem
Weiterzubildenden regelmäßig Fachgespräche zu füh-
ren.“

b) Die Sätze 3 und 4 werden Sätze 4 und 5.

5
In § 6 Abs. 2 wird das Wort „der“ vor dem Wort „Weiter-
bildungsstätte“ durch das Wort „einer“ ersetzt.

6
§ 7 wird wie folgt geändert:
a) Nach Absatz 1 werden folgende Absätze 2 und 3 neu

eingefügt:
„(2) Sind die Weiterzubildenden nicht an der Weiter-
bildungsstätte ihrer ermächtigten Apothekerin oder
ihres ermächtigten Apothekers tätig, so müssen ab-
weichend von Absatz 1 Nr. 1 Arbeitgeberin oder Ar-
beitgeber den Weiterzubildenden ein Zeugnis mit den
Angaben zur Dauer der abgeleisteten Weiterbildungs-
zeit sowie Unterbrechungen der Weiterbildung aus-
stellen.
(3) Die ermächtigte Apothekerin oder der ermächtig-
te Apotheker hat den Inhalt der regelmäßig stattfin-
denden Fachgespräche mit der Weiterzubildenden
oder dem Weiterzubildenden sowie die Ergebnisse der
von der Weiterzubildenden oder von dem Weiterzubil-
denden erfolgreich bearbeiteten theoretischen und
praktischen Aufgaben schriftlich zu dokumentieren.“

b) Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden Absätze 4 und
5.

7
In § 8 Abs. 2 Satz 2 wird „§ 47 Abs. 5“ ersetzt durch „§ 48
Abs. 7“.

8
§ 9 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 2 Satz 1 wird der Halbsatz „,und zwar ist

für jedes Mitglied eine Vertreterin oder ein Vertreter
namentlich zu bestellen“ ersatzlos gestrichen.

b) In Absatz 3 Satz 2 wird das Wort „Stellvertreterin-
nen“ durch das Wort „Stellvertreterin“ ersetzt.

c) In Absatz 5 Satz 3 wird der Halbsatz „, und zwar ist
für jedes Mitglied eine Vertreterin oder ein Vertreter
namentlich zu bestellen“ ersatzlos gestrichen.

d) In Absatz 6 Satz 1 werden jeweils die Wörter „der
Mitglieder und Stellvertreterinnen oder Stellvertre-
ter“ ersatzlos gestrichen.

9
§ 11 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 3 wird durch folgenden Absatz ersetzt:

„(3) Die Prüfung ist mündlich. Sie soll für jede An-
tragstellerin oder jeden Antragsteller in der Regel
mindestens dreißig, höchstens aber sechzig Minuten
dauern. Es sollen nicht mehr als zwei Antragstellerin-
nen oder Antragsteller gleichzeitig geprüft werden.“

b) In Absatz 4 Satz 2 wird das Wort „Abschluß“ durch
das Wort „Abschluss“ ersetzt.

10
In § 13 Abs. 2 werden die Wörter „im übrigen“ ersatzlos
gestrichen.

11
§ 15 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Wer als Staatsangehörige oder Staatsangehöriger
eines Mitgliedstaates der Europäischen Union, eines
anderen Vertragsstaates des Abkommens über den
Europäischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz, die
diesen Staaten bei der Anerkennung von Befähi-
gungsnachweisen gleichgestellt ist, ein fachbezogenes
Diplom, ein Prüfungszeugnis oder einen sonstigen
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fachlichen Weiterbildungsnachweis besitzt, die nach
dem Recht der Europäischen Union gegenseitig aner-
kannt werden, erhält auf Antrag die entsprechende
Anerkennung durch die Apothekerkammer.“

b) In Absatz 2 werden die Wörter „Mitgliedsstaates der
Europäischen Union“ durch die Wörter „der in Ab-
satz 1 genannten Staaten“ ersetzt.

12
§ 17 wird wie folgt gefasst:
„(1) Bei Einführung einer neuen Gebiets- oder Teilge-
bietsbezeichnung kann die Ermächtigung zur Weiterbil-
dung von der Apothekerkammer auf Antrag entgegen § 5
Abs. 2 Satz 2 bis zu sechs Jahren erteilt werden. Bei Be-
darf kann die Ermächtigung bis zu weiteren sechs Jahren
erteilt werden.
(2) Wer bei Einführung einer neuen Gebietsbezeichnung
oder Teilgebietsbezeichnung bereits als Apothekerin oder
Apotheker tätig war und nachweist, dass sie oder er min-
destens das Zweifache der Zeit, die als Weiterbildungs-
zeit vorgesehen ist, in dem Gebiet oder Teilgebiet tätig
gewesen ist, kann nach dem erfolgreichen Besuch von an-
erkannten Seminaren abweichend von den übrigen Be-
stimmungen dieser Weiterbildungsordnung die Anerken-
nung zum Führen dieser Gebietsbezeichnung oder Teilge-
bietsbezeichnung erwerben. Über Art und Umfang der zu
besuchenden Seminare entscheidet die Apothekerkam-
mer. 
Der Antrag auf Anerkennung zum Führen einer Bezeich-
nung für neu eingeführte Gebiete oder Teilgebiete muss
innerhalb der doppelten ganztägigen Weiterbildungszeit
nach Einführung des Gebietes oder Teilgebietes von ei-
nem Kammermitglied gestellt werden.
(3) Die Apothekerkammer kann für die neu eingeführten
Gebiete, Teilgebiete und Bereiche die ersten Prüfungs-
ausschüsse in Abweichung von § 9 Abs. 1 befristet mit
Apothekerinnen oder Apothekern besetzen, die die Aner-
kennung für das zu prüfende Gebiet, Teilgebiet oder den
Bereich noch nicht besitzen, aber aufgrund ihrer bisheri-
gen beruflichen Tätigkeit als Prüferinnen oder Prüfer ge-
eignet sind.“

13
§ 18 wird wie folgt gefasst:

„ § 18 
Anerkennung von Bezeichnungen

Die bisher von einer Apothekerkammer ausgespro-
chenen Anerkennungen gelten als Anerkennung nach
dieser Weiterbildungsordnung“.

14
Die Anlage zur Weiterbildungsordnung erhält folgende
Fassung:
(s. Anlage)

Artikel II

Diese Änderung der Weiterbildungsordnung tritt 14 Tage
nach Veröffentlichung im Ministerialblatt für das Land
Nordrhein-Westfalen in Kraft.

Genehmigt.

Düsseldorf, den 26. Juni 2003

Ministerium für Gesundheit, 
Soziales, Frauen und Familie 

des Landes Nordrhein-Westfalen
III 7 – 0810.97 –

Im Auftrag

G o d r y

Ausgefertigt.

Münster, den 6. Juni 2003

APOTHEKERKAMMER WESTFALEN-LIPPE

Hans-Günter  F r i e s e
Präsident 

der Apothekerkammer Westfalen-Lippe

Anlage  zur Weiterbildungsordnung 
der Apothekerkammer Westfalen-Lippe 

vom 14. 5. 2003

1. Gebiet Offizin-Pharmazie

Offizin-Pharmazie ist das Gebiet der Pharmazie, das
der Versorgung der Bevölkerung mit Arzneimitteln,
Medizinprodukten und anderen apothekenüblichen
Mitteln zur Vorbeugung und Behandlung von Krank-
heiten sowie der pharmazeutischen Information und
Beratung gegenüber Patientinnen und Patienten und
Ärztinnen und Ärzten dient. Dies schließt die Herstel-
lung, Prüfung und Lagerung von Arzneimitteln sowie
die Erfassung von Arzneimittelrisiken ein.

Weiterbildungsziel:

Erweiterung und Vertiefung der Kenntnisse, Erfah-
rungen und Fertigkeiten, insbesondere

– in der Wirkungsweise von Arzneimitteln einschließ-
lich der Erfassung von Arzneimittelrisiken,

– in der Beurteilung, Auswahl und Anwendung von
Arzneimitteln, einschließlich solcher Arzneimittel,
die zu alternativen Therapierichtungen oder an Tie-
ren angewandt werden,

– in der Sammlung, Wertung und Weitergabe pharma-
zeutischer Informationen,

– in der Pharmazeutischen Betreuung von Patientin-
nen und Patienten,

– in Krankheitslehre und Arzneimitteltherapie,

– in der Herstellung, Prüfung, Lagerung, Abgabe und
Entsorgung von Arzneimitteln in Apotheken,

– in physiologisch-chemischen und anderen Untersu-
chungsverfahren,

– in der Beurteilung, Auswahl und Anwendung von
Mitteln zur Hygiene und Körperpflege,

– in der Beurteilung, Auswahl und Anwendung von
Medizinprodukten,

– in der Beurteilung, Auswahl und Anwendung von
Pflanzenschutzmitteln,

– in der Beurteilung, Auswahl und Anwendung von
Diätetika,

– in der Förderung und Durchführung von Gesund-
heitsvorsorgemaßnahmen einschließlich Gesund-
heitsberatung,

– in der adressatengerechten Vermittlung von Infor-
mationen über Arzneimittel und Medizinprodukte,

– in der Organisation und Leitung einer Apotheke,

– in der betrieblichen Aus- und Fortbildung des Apo-
thekenpersonals,

– in der Lieferung, Überwachung und Beratung zu
Arzneimitteln und Medizinprodukten außerhalb der
Apotheke.

Weiterbildungszeit und Durchführung:

36 Monate in einer öffentlichen Apotheke einschließ-
lich des Besuches von Seminaren. Ein Wechsel der
Weiterbildungsstätte ist nur dann erforderlich, wenn
die Zulassung der Weiterbildungsstätte eingeschränkt
ist.

Anrechenbare Weiterbildungszeiten:

Bis zu 12 Monate Weiterbildung in

– Klinischer Pharmazie oder

– Arzneimittelinformation oder

– Theoretischer und Praktischer Ausbildung

oder bis zu 6 Monate Weiterbildung in

– Pharmazeutischer Technologie oder

– Pharmazeutischer Analytik oder

– Öffentlichem Gesundheitswesen.
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2. Gebiet Klinische Pharmazie

Klinische Pharmazie ist das Gebiet der Pharmazie, das
die Versorgung und pharmazeutische Betreuung aller
im Krankenhaus behandelten Patientinnen und Pa-
tienten mit Arzneimitteln und Medizinprodukten um-
fasst und für deren sicheren, wirksamen und wirt-
schaftlichen Einsatz sorgt. Dies schließt insbesondere
Beschaffungsmanagement, Arzneimittelherstellung,
Arzneimitteldistribution, Arzneimittelinformation
und -beratung, Aus-, Fort- und Weiterbildung von
Fachpersonal, patientenbezogene klinisch-pharma-
zeutische Dienstleistungen, Controlling des Ver-
brauchs und die Etablierung von Arzneimittelthera-
pierichtlinien mit dem Ziel der Optimierung des Arz-
neimitteleinsatzes im Krankenhaus ein.

Weiterbildungsziel:

Erweiterung und Vertiefung der Kenntnisse, Erfah-
rungen und Fertigkeiten, insbesondere

– in der Wirkungs- und Funktionsweise, Bewertung,
Auswahl, Bereitstellung, Abgabe und Anwendung
von Arzneimitteln, Medizinprodukten und anderen
Mitteln zur Diagnose und Behandlung von Krank-
heiten,

– in der Erbringung patientenorientierter pharmazeu-
tischer Leistungen,

– in Krankheitslehre, Arzneimitteltherapie und klini-
scher Ernährung,

– in der Sammlung, Wertung und Weitergabe pharma-
zeutischer Informationen,

– in der Vorbereitung und Teilnahme an Sitzungen der
Arzneimittelkommission und anderer Kommissio-
nen des Krankenhauses,

– in angewandter Pharmakoökonomie,

– in der Erkennung, Sammlung und Bewertung der
Risiken zu Arzneimitteln und Medizinprodukten so-
wie der Koordinierung der notwendigen Maßnah-
men,

– in der Entwicklung, Herstellung, Prüfung von Arz-
neimitteln, Diagnostika und Reagenzien,

– – in Maßnahmen zur Sicherung des sachgerechten
Umgangs mit Arzneimitteln,

– in Maßnahmen zur Sicherung der sachgerechten An-
wendung der Arzneimittel,

– in der Aus-, Fort- und Weiterbildung des Fachper-
sonals,

– in der Durchführung und Beurteilung klinischer
Prüfungen und Studien,

– in Hygiene im Krankenhaus,

– in Methoden der Labordiagnostik, einschließlich
Mikrobiologie,

– in der Entsorgung von Arzneimitteln und Gefahr-
stoffen,

– in der Organisation und Leitung einer Kranken-
hausapotheke.

Weiterbildungszeit und Durchführung:

36 Monate in einer Krankenhausapotheke, einer kran-
kenhausversorgenden Apotheke oder einer Bundes-
wehrkrankenhausapotheke einschließlich des Besu-
ches von Seminaren. Ein Wechsel der Weiterbildungs-
stätte ist nur dann erforderlich, wenn die Zulassung
der Weiterbildungsstätte eingeschränkt ist.

Anrechenbare Weiterbildungszeiten:

Bis zu 12 Monate Weiterbildung in

– Offizin-Pharmazie oder

– Arzneimittelinformation oder

– Pharmazeutischer Technologie oder

– Pharmazeutischer Analytik oder

– Theoretischer und Praktischer Ausbildung

oder bis zu 6 Monate Weiterbildung in

– Öffentlichem Gesundheitswesen.

3. Gebiet Arzneimittelinformation

Arzneimittelinformation ist das Gebiet der Pharmazie,
das die Erarbeitung, Sammlung, Aufbereitung, Be-
wertung und Weitergabe von Erkenntnissen zur Qua-
lität, Wirksamkeit und Unbedenklichkeit von Arznei-
mitteln umfasst.

Weiterbildungsziel:

Erweiterung und Vertiefung der Kenntnisse, Erfah-
rungen und Fertigkeiten, insbesondere

– in Entwicklung und Prüfung von Arzneimitteln
(Präklinik/Klinik Phase I–III),

– in post-marketing-surveillance (Phase IV),

– in der Entwicklung von Darreichungsformen, 

– in Biopharmazie,

– über Zulassungsanforderungen an Arzneimittel in
Europa,

– über nationale und europäische Zulassungsverfah-
ren, 

– in der Sammlung, Wertung und Weitergabe pharma-
zeutischer und medizinischer Informationen,

– in der Erstellung pharmazeutisch-medizinisch-wis-
senschaftlicher Informationen,

– in Informations- und Kommunikationstechniken,

– in der Sammlung und Bewertung von Meldungen
über Arzneimittelrisiken sowie der Koordinierung
der notwendigen Maßnahmen,

– im Umgang mit EDV-Systemen und Medien zur
Sammlung, Aufbereitung und Speicherung von In-
formationen über Arzneistoffe, ihren Zubereitungen
oder Medizinprodukte,

– in Methoden der pharmazeutischen und medizini-
schen Epidemiologie und Statistik,

– über Medizinprodukte,

– in Krankheitslehre und Arzneimitteltherapie,

– in den betreffenden Rechtsgebieten.

Weiterbildungszeit und Durchführung:

36 Monate in geeigneten Einrichtungen der Arzneimit-
telinformation einschließlich des Besuches von Semi-
naren.

Als Weiterbildungsstätten kommen in Frage

– Apotheken,

– Krankenhausapotheken,

– pharmazeutische Betriebe,

– wissenschaftliche Einrichtungen, 

– Behörden und andere Institutionen,

soweit diese nachweislich die Weiterbildungsziele ver-
mitteln können. Die jeweils anerkennungsfähige
Weiterbildungszeit an den einzelnen Weiterbildungs-
stätten richtet sich nach dem Umfang der vermittelten
Weiterbildungsinhalte. Ein Wechsel der Weiterbil-
dungsstätte ist dann erforderlich, wenn die Zulassung
der Weiterbildungsstätte eingeschränkt ist.

Anrechenbare Weiterbildungszeiten:

Bis zu 6 Monate Weiterbildung in begründeten Aus-
nahmefällen.

4. Gebiet Pharmazeutische Technologie 

Pharmazeutische Technologie ist das Gebiet der Phar-
mazie, das sich mit der Überführung eines Stoffes oder
Stoffgemisches in eine therapeutisch anwendbare Arz-
neiform befasst mit dem Ziel, eine optimale Wirksam-
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keit und Verträglichkeit sowie eine größtmögliche Sta-
bilität zu erreichen. Dies schließt die Auswahl geeig-
neter Hilfsstoffe und Packmittel und die Entwicklung
und Anwendung geeigneter Herstellungstechniken
ein.

Weiterbildungsziel:

Erweiterung und Vertiefung der Kenntnisse, Erfah-
rungen und Fertigkeiten, insbesondere 

– in der Charakterisierung und Beurteilung anwen-
dungsbezogener Eigenschaften und der Qualität von
Arznei- und Hilfsstoffen bei der Entwicklung von
Arzneiformen,

– in der Erstellung, Durchführung und Auswertung
von Versuchsplänen, 

– in der beschreibenden und beurteilenden Statistik
einschließlich der statistischen Auswertung,

– in der Prüfung, Bewertung und Optimierung der
chemischen, physikalischen, mikrobiologischen und
therapeutischen Stabilität von Arzneistoffen, Hilfs-
stoffen und Arzneiformen unter Berücksichtigung
geeigneter Prüfverfahren,

– über Packmittel und Grundlagen der Verpackungs-
technologie,

– über Inkompatibilitäten zwischen Arznei- und
Hilfsstoffen sowie Primärpackmitteln,

– über biopharmazeutische Zusammenhänge zwi-
schen der Formulierung und der Applikationsart,

– über Pharmakokinetik,

– in der Prüfung, Beurteilung und Optimierung des
Freigabeverhaltens von Arzneistoffen (in vitro, in
vivo) aus der Arzneiform im Hinblick auf das ange-
strebte therapeutische Ziel,

– über verfahrenstechnische Grundlagen der Ent-
wicklung und Herstellung von Arzneiformen,

– in Maschinenkunde,

– über Prozesssteuerung einschließlich Prozesskon-
trolle und Validierung,

– in der Auswertung, Bewertung und Dokumentation
der Arbeitsergebnisse,

– in der Qualitätssicherung der Arzneimittelherstel-
lung unter Berücksichtigung der entsprechenden ge-
setzlichen Vorschriften; dies umfasst insbesondere
die Qualitätsplanung, -lenkung und -prüfung, Qua-
lifizierung, Validierung und Auftragsfertigung,

– über die Bedeutung der Arzneiform für die Compli-
ance,

– in der Erstellung und Bewertung der Zulassungsdo-
kumentation unter besonderer Berücksichtigung des
pharmazeutisch-technologischen Teils,

– in den betreffenden Rechtsgebieten, 

– im Kostenmanagement.

Weiterbildungszeit und Durchführung:

36 Monate in Pharmazeutischer Technologie in der
Arzneimittelherstellung in einem pharmazeutischen
Betrieb, an einem Hochschulinstitut, in einem phar-
mazeutisch-technischen Laboratorium oder einer ent-
sprechenden Einrichtung der Bundeswehr einschließ-
lich des Besuches von Seminaren.

Ein Wechsel der Weiterbildungsstätte ist nur dann er-
forderlich, wenn die Zulassung der Weiterbildungs-
stätte eingeschränkt ist.

Anrechenbare Weiterbildungszeiten:

Bis zu 12 Monate Weiterbildung in

– Pharmazeutischer Analytik 

oder bis zu 6 Monate Weiterbildung in

– Arzneimittelinformation oder

– Öffentlichem Gesundheitswesen oder

– Klinischer Pharmazie.

5. Gebiet Pharmazeutische Analytik

Pharmazeutische Analytik ist das Gebiet der Pharma-
zie, in dem mit dem Ziel der Arzneimittelsicherheit die
pharmazeutische Qualität von Wirkstoffen, Hilfsstof-
fen, Ausgangsmaterialien, Arzneizubereitungen und
Medizinprodukten unter Berücksichtigung des recht-
lichen Rahmens charakterisiert und spezifiziert, ge-
prüft, bewertet und dokumentiert wird, wozu analyti-
sche Verfahren nach dem allgemein anerkannten
Stand der Wissenschaft und Technik zu entwickeln, zu
validieren und anzuwenden sind.

Weiterbildungsziel:

Erweiterung und Vertiefung der Kenntnisse, Erfah-
rungen und Fertigkeiten, insbesondere 

– in physikalischen, chemischen, biologischen, bio-
chemischen und mikrobiologischen Analysenmetho-
den,

– in Methoden zur Isolierung von Arzneistoffen, von
Neben- und Abbauprodukten sowie zur Trennung
von Gemischen,

– in der Planung, Entwicklung, Validierung, Anwen-
dung und Bewertung von analytischen Verfahren,

– in der Charakterisierung, Spezifizierung und Be-
wertung der Qualität von Stoffen, Stoffgemischen,
Ausgangsmaterialien und Arzneizubereitungen,

– in der Prüfung und Bewertung der Arzneistoff-Frei-
setzung aus der Arzneiform, der pharmazeutischen
sowie der biologischen Verfügbarkeit einschließlich
der biopharmazeutischen Zusammenhänge,

– in der Inprozess- und Qualitätskontrolle,

– in der Qualitätssicherung der Arzneimittelherstel-
lung unter Berücksichtigung der entsprechenden ge-
setzlichen Vorschriften, dies umfasst insbesondere
die Qualitätsplanung, -lenkung und -prüfung, Qua-
lifizierung, Validierung und Auftragsfertigung,

– in der Auswertung, Bewertung und Dokumentation
der Arbeitsergebnisse,

– in der beschreibenden und beurteilenden Statistik
einschließlich der statistischen Auswertung,

– in der Prüfung und Bewertung der chemischen, phy-
sikalischen, mikrobiologischen und therapeutischen
Stabilität und Kompatibilität von Arzneistoffen,
Hilfsstoffen, Ausgangsmaterialien und Arzneizube-
reitungen,

– in der Spezifizierung, Prüfung und Beurteilung der
Betriebshygiene unter Berücksichtigung der regula-
torischen Anforderungen,

– in der Erstellung des pharmazeutisch-analytischen
Teils der Zulassungsdokumentation sowie des ana-
lytischen Gutachtens,

– in den betreffenden Rechtsgebieten,

– in der Prüfung und Beurteilung von Medizinproduk-
ten,

– Kostenmanagement.

Weiterbildungszeit und Durchführung:

36 Monate in Pharmazeutischer Analytik in der Arz-
neimittelprüfung in einem pharmazeutischen Betrieb,
an einem Hochschulinstitut, in einem analytischen La-
boratorium oder einer entsprechenden Einrichtung
der Bundeswehr einschließlich des Besuches von Se-
minaren.

Ein Wechsel der Weiterbildungsstätte ist nur dann er-
forderlich, wenn die Zulassung der Weiterbildungs-
stätte eingeschränkt ist.

Anrechenbare Weiterbildungszeiten:

Bis zu 12 Monate Weiterbildung in

– Pharmazeutischer Technologie oder

– Toxikologie und Ökologie

oder bis zu 6 Monate Weiterbildung in
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– Arzneimittelinformation oder
– Öffentlichem Gesundheitswesen oder
– Klinischer Pharmazie.

6. Gebiet Toxikologie und Ökologie

Toxikologie und Ökologie ist das Gebiet der Pharma-
zie, das die arzneistoff-toxikologischen, chemisch-to-
xikologischen, umwelt-toxikologischen und foren-
sisch-toxikologischen Untersuchungen sowie mit die-
sen im Zusammenhang stehenden analytischen Me-
thoden zur Untersuchung der Pharmakokinetik und
klinisch-chemischen Methoden zum Nachweis von
Stoffen umfasst. Dies schließt Kenntnisse über ökolo-
gische Gleichgewichte und deren Störung durch um-
weltschädigende Substanzen ein.

Weiterbildungsziel:

Erweiterung und Vertiefung der Kenntnisse, Erfah-
rungen und Fertigkeiten, insbesondere
– in der Entwicklung, Anwendung und Bewertung to-

xikologisch-analytischer Verfahren,
– in der Erfassung, Quantifizierung und Bewertung

der schädlichen Wirkungen von Fremdstoffen in ge-
eigneten Modellsystemen unter definierten Bedin-
gungen,

– in chemischen, biologischen und physikalischen
Analysenmethoden,

– über Pharmakokinetik und Toxikokinetik,
– in Wirkungen und Auswirkungen der die ökologi-

schen Gleichgewichte beeinflussenden Stoffe,
– in der Entwicklung geeigneter analytischer Metho-

den zur Feststellung ökologischer Störfaktoren,
– in der Interpretation von Untersuchungsergebnissen

und der Erstellung von Gutachten,
– in Maßnahmen zur Beseitigung gesundheitsschäd-

licher Stoffe sowie zur Risikoverminderung,
– in den betreffenden Rechtsgebieten.

Weiterbildungszeit und Durchführung:

48 Monate in einer geeigneten Einrichtung der Toxi-
kologie und Ökologie einschließlich des Besuches von
Seminaren. 

Als Weiterbildungsstätte kommen Laboratorien in-
dustrieller Betriebe, Untersuchungsämter, Hochschul-
institute, Einrichtungen der Bundeswehr und andere
Institutionen in Frage, soweit diese nachweislich die
Weiterbildungsziele vermitteln können. Kann eine
praktische Tätigkeit im Labor nicht gewährleistet
werden, ist eine eingeschränkte Zulassung als Weiter-
bildungsstätte möglich.

Ein Wechsel der Weiterbildungsstätte ist dann erfor-
derlich, wenn die Zulassung als Weiterbildungsstätte
eingeschränkt ist.

Anrechenbare Weiterbildungszeiten:

Bis zu 18 Monate in

– Pharmazeutischer Analytik.

7. Gebiet Klinische Chemie

Klinische Chemie ist das Gebiet der Pharmazie, das
die chemische, biochemische, physikalische, immuno-
logische und mikrobiologische Untersuchung biologi-
schen Untersuchungsmaterials umfasst.

Weiterbildungsziel:

Erweiterung und Vertiefung der Kenntnisse, Erfah-
rungen und Fertigkeiten, insbesondere
– über Biochemie, Physiologie, Pathobiochemie und

Pathophysiologie,
– in den analytischen Methoden unter besonderer Be-

rücksichtigung immunologischer, enzymatischer
und elektrophoretischer Analysenverfahren,

– über den Metabolismus von Arzneistoffen,

– in der Qualitätssicherung von Labormethoden, ins-
besondere der prä-analytischen Phase, statistischen
Qualitätskontrolle und der diagnostischen Validität
von Methoden,

– in der Labororganisation, einschließlich des Einsat-
zes elektronischer Medien, der Arbeitssicherheit
und der Lösung von Entsorgungsproblemen,

– in klinisch-chemischen Untersuchungsmethoden
zum Nachweis und zur Bestimmung von Substraten,
Enzymen, Metaboliten, Hormonen und Elektrolyten,

– in speziellen biochemischen und genetischen Unter-
suchungsmethoden,

– in drug-monitoring,

– in der Beeinflussung von Labordaten durch Arznei-
mittel,

– in der Herstellung und Qualitätssicherung von La-
bordiagnostika,

– in den betreffenden Rechtsgebieten.

Weiterbildungszeit und Durchführung:

36 Monate in einer als geeignet anerkannten Einrich-
tung einschließlich des Besuches von Seminaren. In
der Weiterbildungszeit müssen mindestens sechs Mo-
nate praktische Tätigkeit in einem zugelassenen klini-
schen Laboratorium abgeleistet werden. Ein Wechsel
der Weiterbildungsstätte ist nur dann erforderlich,
wenn die Zulassung als Weiterbildungsstätte einge-
schränkt ist. 

Anrechenbare Weiterbildungszeiten:

Bis zu 12 Monate in

– Klinischer Pharmazie oder

– Pharmazeutischer Analytik oder

– Toxikologie und Ökologie

oder bis zu 6 Monate in

– Arzneimittelinformation.

8. Gebiet Theoretische und Praktische Ausbildung

Theoretische und Praktische Ausbildung ist das Ge-
biet der Pharmazie, das die Wissensvermittlung an
pharmazeutisches oder nichtpharmazeutisches Perso-
nal oder andere Berufsgruppen, die Kenntnisse über
Arzneimittel und Medizinprodukte benötigen, zum In-
halt hat. Dies schließt die pädagogische, methodische
und didaktische Aufbereitung und Vermittlung der je-
weils geforderten Lernziele und Lehrinhalte in den
pharmazeutisch relevanten Gebieten ein.

Weiterbildungsziel:

A. Erweiterung und Vertiefung der Kenntnisse, Er-
fahrungen und Fertigkeiten, insbesondere

– in den pharmazeutischen Tätigkeiten,

– in den pharmazeutischen Untersuchungsverfah-
ren,

– in der Wirkungsweise von Arzneimitteln,

– in der Sammlung und Wertung pharmazeuti-
scher Informationen,

– in der Beurteilung und Anwendung von Diäteti-
ka, Medizinprodukten und Körperpflegemitteln,

– in der Gesundheitsberatung,

– im Umgang mit Gefahrstoffen, Pflanzenschutz-
und Schädlingsbekämpfungsmitteln,

– in Apotheken- und Arzneimittelrecht und ande-
ren apothekenbezogenen Vorschriften,

– im Umgang mit Patienten,

– in der Pflege des Arzneimittellagers,

– in der betriebswirtschaftlichen Organisation.

B. Erwerb von Kenntnissen und Fähigkeiten in der
adressatengerechten Vermittlung von Informatio-
nen
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– in der Unterrichtsplanung, mit verschiedenen
Sozialformen,

– in der Festsetzung von Lehrzielen,

– in der Erarbeitung von Lehrinhalten unter be-
sonderer Beachtung der pharmazeutischen Tä-
tigkeiten,

– in der Feststellung und Berücksichtigung von
Lernvoraussetzungen,

– im Medieneinsatz im Unterricht,

– in der Ablaufplanung für den Unterricht,

– in der praktischen Unterrichtsgestaltung, 

– in der Leitung von Gesprächen und Diskussio-
nen, 

– in der Lernkontrolle, Leistungsbeurteilung und
Prüfungsgestaltung.

Weiterbildungszeit und Durchführung:

a) 36 Monate hauptberufliche Lehrtätigkeit an einer
Schule, Lehranstalt oder einer anderen zugelasse-
nen Einrichtung zur Ausbildung pharmazeutischen
Personals, Hilfspersonals oder anderen Berufsgrup-
pen, die Kenntnisse über Arznei- und Hilfsmittel
benötigen, sowie der Nachweis über 800 Stunden
pharmazeutischer Tätigkeit, oder 36 Monate haupt-
berufliche pharmazeutische Tätigkeit während
nebenberuflich in einem Umfang von mindestens
500 Unterrichtsstunden an einer Schule, Lehran-
stalt oder einer anderen zugelassenen Einrichtung
zur Ausbildung pharmazeutischen Personals, Hilfs-
personals oder anderen Berufsgruppen, die Kennt-
nisse über Arznei- und Hilfsmittel benötigen,
unterrichtet wird. Ein Wechsel der Weiterbildungs-
stätte ist dann erforderlich, wenn die Zulassung als
Weiterbildungsstätte eingeschränkt ist.

b) Während der gesamten Weiterbildungszeit 6 Lehr-
proben; davon ist die letzte Teil der Prüfung. 

c) 6 mehrtägige Seminare, davon mindestens 4 zu
Teil B.

Anrechenbare Weiterbildungszeiten:

Bis zu 12 Monate Weiterbildung in einem anderen Ge-
biet.

9. Gebiet Öffentliches Gesundheitswesen

Die nähere Ausgestaltung regelt das Ministerium für
Gesundheit, Soziales, Frauen und Familie NRW in der
Verordnung über die Weiterbildung und Prüfung zur
Fachapothekerin/zum Fachapotheker für Öffentliches
Gesundheitswesen (WOAÖGW) vom 1. März 2000 (GV.
NRW. S. 346/SGV. NRW. 2120)

Bereich Gesundheitsberatung

Gesundheitsberatung umfasst den Bereich der Bera-
tung in Fragen der Gesundheitserhaltung und -vorsor-
ge. Sie leistet damit einen Beitrag zur Schaffung eines
Umfeldes, in dem Krankheiten vermindert werden.

Weiterbildungsziel:

Erweiterung und Vertiefung der Kenntnisse, Erfah-
rungen und Fertigkeiten, insbesondere

– über gesundheitliche Risiken einschließlich Einflüs-
se der Umwelt,

– in Epidemiologie und Biostatistik,

– über Prävention,

– über die Möglichkeiten der Rehabilitation,

– in Verhaltenslehre,

– in der Vorbeugung von Arzneimittel- und Drogen-
missbrauch,

– in Ernährung und Diätetik,

– in Arbeitsmedizin und Unfallverhütung.

Gleichzeitig sind rhetorische, didaktische und päda-
gogische Kenntnisse und Fertigkeiten zu erwerben

– in der Gesprächs- und Diskussionsführung,

– in der adressatengerechten Vermittlung von Infor-
mationen, insbesondere im Hinblick auf eine Mit-
wirkung als Multiplikator in der Apotheke sowie in
Arbeitskreisen der Volkshochschulen, Gemeinden
und anderen Institutionen,

– in der Gestaltung von Vorträgen und Referaten,

– im Einsatz von Medien in der Gesundheitsberatung,
z.B. Handzettel, Schaufenstergestaltung usw.,

– in den Methoden der Gesundheitsberatung.

Weiterbildungszeit und Durchführung:

12 Monate in einer öffentlichen Apotheke, Kranken-
hausapotheke oder einer anderen geeigneten Einrich-
tung einschließlich des Besuches von Seminaren.

Bereich Ernährungsberatung

Ernährungsberatung umfasst den Bereich der Bera-
tung der Bevölkerung in Ernährungsfragen und zielt
darauf ab, die Entstehung und Manifestation ernäh-
rungsabhängiger Erkrankungen zu verhindern, in ih-
rer Entwicklung günstig zu beeinflussen oder eine
Verschlechterung zu vermeiden. Sie dient damit der
Gesundheit des einzelnen Menschen.

Weiterbildungsziel:

Erweiterung und Vertiefung der Kenntnisse, Erfah-
rungen und Fertigkeiten, insbesondere in

a) den gesetzlichen Grundlagen,

– Lebensmittel- und Bedarfsgegenständegesetz,

– Diätverordnung,

– Höchstmengenverordnung u.a.,

b) der Ernährungslehre und Diätetik,

– Aufgaben der Ernährung,

– Bestandteile der Nahrung,

– Prinzipien über Speisezubereitung,

– Durchführung von Ernährungsanalysen einschließ-
lich quantitativer Berechnung,

– Erstellung von Diätplänen,

– spezielle Diätformen bei Stoffwechselerkrankun-
gen,

– besondere Ernährungsformen,

– vorbeugende Ernährungsberatung,

c) den Wechselwirkungen von Arzneimitteln und
Nahrungsmitteln,

d) der Gesprächsführung und speziellen psychologi-
schen Aspekten der Ernährungsberatung.

Weiterbildungszeit und Durchführung:

24 Monate in einer öffentlichen Apotheke, Kranken-
hausapotheke oder einer anderen geeigneten Einrich-
tung einschließlich des Besuches von mindestens 100
Seminarstunden.

Bereich Pflegeversorgung

Pflegeversorgung umfasst den Bereich der Beratung
und Versorgung der Bevölkerung in Fragen der häus-
lichen Krankenpflege. Sie stellt damit ein Umfeld dar,
in dem die Pflegebedürftigen, deren Angehörige sowie
auch die Ärztin oder der Arzt und die Mitarbeiterin-
nen oder die Mitarbeiter von Pflegeeinrichtungen zu-
verlässig beraten und versorgt werden. Im Bezie-
hungsnetz Patientin oder Patient – Familie – Sozial-
station – Krankenkasse fungiert die Apothekerin oder
der Apotheker als Pflegemanagerin oder Pflegemana-
ger.

Weiterbildungsziel:

Erweiterung und Vertiefung der Kenntnisse, Erfah-
rungen und Fertigkeiten, insbesondere in
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a) Krankenpflegefragen

– Grund- und Behandlungspflege (z.B. Kranken-
bett, Lagerungen, Mobilisation, Körperpflege,
Körperausscheidungen, Ernährung, Hygiene und
Wundversorgung, Dekubitus, Atemtrakt),

– Rehabilitation und Prophylaxen im häuslichen
Bereich (z.B. Körperprophylaxen, Selbsthilfe-
gruppen),

– typische Krankheiten in der häuslichen Pflege
(z.B. Stoma, Inkontinenz, Apoplexie, Parkinson,
geronto-psychiatrische Patientin oder geronto-
psychiatrischer Patient),

– Therapien in der häuslichen Pflege (z.B. Diabe-
tikerkontrolle, Beatmungstherapien, Heimdialy-
se, enterale und parenterale Ernährung, ambu-
lante Schmerztherapie),

– Produktkunde (z.B. pflegerische Aspekte der Sto-
maversorgung, Inkontinenzversorgung, Artikel
zur Rehabilitation, Alltagshilfen für Bad und Toi-
lette),

b) Kommunikationstechniken für den Umgang mit
Pflegebedürftigen, deren Angehörigen und im
Krankenpflegewesen tätigen Personen (z.B. Aufbau
familiärer Strukturen, Probleme alter, kranker und
pflegebedürftiger Menschen, Gesprächsführung
mit Kranken oder Angehörigen, Beratung, Fach-
kunde, Mitarbeiterinnen- oder Mitarbeitertrai-
ning),

c) rechtliche Aspekte und Marketing.

Weiterbildungszeit und Durchführung:

24 Monate in einer öffentlichen Apotheke, Kranken-
hausapotheke oder einer anderen geeigneten Einrich-
tung einschließlich des Besuches von mindestens
84 Seminarstunden sowie ein insgesamt einwöchiges
Praktikum bei ambulanten Pflegediensten, in Alten-
pflegeheimen und in entsprechenden Abteilungen von
Krankenhäusern.

– MBl. NRW. 2003 S. 804.

21210
Neufassung 

der Satzung des Versorgungswerkes 
der Apothekerkammer Nordrhein

vom 9. Juli 2003

Die Kammerversammlung der Apothekerkammer Nord-
rhein hat in ihrer Sitzung am 9. Juli 2003 aufgrund des
§ 6 Abs. 1 Nr. 10 des Heilberufsgesetzes i.d.F. der Be-
kanntmachung vom 9. Mai 2000 (GV. NRW. S. 403), geän-
dert durch Gesetz vom 17. Dezember 2002 (GV. NRW.
S. 641) – in Verbindung mit § 3 Abs. 1 und 3 Landesver-
sicherungsaufsichtsgesetz vom 20. April 1999 (GV. NRW.
S. 154) –, folgende Neufassung der Satzung des Versor-
gungswerkes beschlossen, die durch Erlass vom 28. Juli
2003 vom Finanzministerium des Landes NRW – Vers 35
– 00 1. (12) III B 4 – genehmigt wurde:

Artikel I

Die Satzung des Versorgungswerkes der Apothekerkam-
mer Nordrhein vom 7. Juni 1995 (MBl. NRW. 1995,
S. 1304, SMBl. NRW. 21210), zuletzt geändert durch Be-
schluss vom 20. November 2002 (MBl. NRW. 2003, S. 58,
SMBl. NRW. 21210) wird wie folgt neu gefasst:

§ 1
Rechtsnatur, Sitz und Aufgaben

(1) Das Versorgungswerk ist eine besondere, rechtlich
nicht selbstständige Einrichtung der Apothekerkammer
Nordrhein, Körperschaft des öffentlichen Rechts, mit
Sitz in Düsseldorf.

(2) Das Versorgungswerk hat die Aufgabe, Versorgungs-
leistungen nach Maßgabe dieser Satzung zu gewähren.

(3) Das Versorgungswerk wird gerichtlich und außerge-
richtlich durch die Präsidentin oder den Präsidenten der
Apothekerkammer Nordrhein vertreten (§ 26 Abs. 1 Heil-
berufsgesetz).

§ 2
Bekanntmachungen

Allgemeine Bekanntmachungen des Versorgungswerkes
erfolgen durch Veröffentlichung in der Pharmazeutischen
Zeitung und in der Deutschen Apothekerzeitung. Leis-
tungsempfänger und Mitglieder werden durch Einzelmit-
teilung benachrichtigt.

§ 3
Aufbringung 

und Verwendung der Mittel

(1) Die Mittel des Versorgungswerkes werden durch Bei-
träge seiner Mitglieder und durch Vermögenserträge auf-
gebracht.

(2) Die aufgebrachten Mittel dürfen nur zur Bestreitung
der satzungsgemäßen Leistungen, der notwendigen Ver-
waltungskosten sowie zur Bildung der erforderlichen
Rückstellungen und Rücklagen verwendet werden.

(3) Das gebundene Vermögen des Versorgungswerks ist
unter Beachtung des § 3 des Gesetzes über die Beaufsich-
tigung der Versicherungsunternehmen und der Versor-
gungswerke der freien Berufe im Lande NRW und § 3 der
Verordnung zu den Grundsätzen der Versicherungsauf-
sicht über die berufständischen Versorgungswerke der
freien Berufe in NRW und den hierzu erlassenen Richtli-
nien der Aufsichtsbehörde anzulegen.

Mit Zustimmung der Aufsichtsbehörde dürfen Geschäfte
zur Absicherung von Kurs- und Zinsänderungsrisiken
oder zur Erzielung zusätzlicher Erträge getätigt werden.

(4) Das Vermögen des Versorgungswerkes wird als
Sondervermögen von dem Vermögen der Kammer ge-
trennt verwaltet und abgerechnet.

§ 4
Rechnungslegung

(1) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

(2) Zum 31. Dezember eines jeden Jahres hat der Ge-
schäftsführende Ausschuss einen Jahresabschluss nebst
Lagebericht für das vergangene Geschäftsjahr nach den
vorgeschriebenen Formblättern und Nachweisungen und
den hierzu ergangenen Richtlinien der Aufsichtsbehörde
aufzustellen. Zusätzlich ist ein Geschäftsbericht zu er-
stellen. Zum Ende eines jeden Geschäftsjahres hat der
Geschäftsführende Ausschuss durch eine versicherungs-
mathematische Sachverständige oder einen versiche-
rungsmathematischen Sachverständigen im Rahmen ei-
nes Gutachtens die Deckungsrückstellungen errechnen
zu lassen und diese in den Jahresabschluss einzustellen.
Der Jahresabschluss nebst Lagebericht sowie das versi-
cherungsmathematische Gutachten sind der Aufsichtsbe-
hörde vorzulegen.

(3) Zur Deckung von Fehlbeträgen ist eine Verlustrückla-
ge zu bilden. Dieser Rücklage sind mindestens jeweils
5 vom Hundert des sich nach der Gewinn- und Verlust-
rechnung zu errechnenden Rohüberschusses zuzuführen,
bis sie 2,5 vom Hundert der Summe der Vermögenswerte
(das sind die in der Jahresbilanz aufgeführten immate-
riellen Vermögensgegenstände, Kapitalanlagen, Forde-
rungen und sonstigen Vermögensgegenstände abzüglich
der anderen Vermögensgegenstände sowie abgegrenzte
Zinsen und Mieten) erreicht oder nach Inanspruchnahme
wieder erreicht hat. Ein sich darüber hinaus ergebender
Rohüberschuss ist der Rückstellung für Überschussbetei-
ligung (erfolgsabhängige Beitragsrückerstattung im Sin-
ne des Versicherungsaufsichtsgesetzes) zuzuführen. Roh-
überschuss ist der Überschuss vor Abzug der Aufwen-
dungen für Überschussbeteiligung (erfolgsabhängige
Beitragsrückerstattung).

(4) Die Rückstellung für Überschussbeteiligung (erfolgs-
abhängige Beitragsrückerstattung) ist – soweit sie nicht
zur Deckung eines Fehlbetrages heranzuziehen ist – zur
Erhöhung der Leistungen zu verwenden. Steht nach der
Berücksichtigung dieses Verwendungszwecks noch ein
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Beitrag aus der Rückstellung für Überschussbeteiligung
(erfolgsabhängige Beitragsrückerstattung) zur Verfü-
gung, darf dieser zur Erhöhung von Rentenanwartschaf-
ten verwendet werden. Die näheren Bestimmungen über
die Verwendung der Rückstellung trifft aufgrund von
Vorschlägen der oder des versicherungsmathematischen
Sachverständigen die Kammerversammlung. Der Be-
schluss bedarf der Genehmigung der zuständigen Auf-
sichtsbehörde.

(5) Soweit die Rückstellung für Überschussbeteiligung
(erfolgsabhängige Beitragsrückerstattung) nicht aus-
reicht, einen sich ergebenden Fehlbetrag zu decken, ist
die Verlustrücklage heranzuziehen, ein danach verblei-
bender Bilanzverlust ist durch Herabsetzung der Leis-
tungen oder durch Erhöhung der Beiträge oder durch
beide Maßnahmen auszugleichen. Absatz 4 Sätze 2 und 3
gelten entsprechend.

(6) Der Jahresabschluss ist unter Einbeziehung der Buch-
führung und des Lageberichtes durch eine Wirtschafts-
prüferin oder einen Wirtschaftsprüfer oder eine Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft zu prüfen.

§ 5
Organe des Versorgungswerkes

Organe des Versorgungswerkes sind:

1. Kammerversammlung,

2. Kammervorstand,

3. Aufsichtsführender Ausschuss,

4. Geschäftsführender Ausschuss.

§ 6
Kammerversammlung

(1) Die Kammerversammlung beschließt über:

1. die Änderung der Satzung des Versorgungswerkes der
Apothekerkammer,

2. die Wahl und Abberufung der Mitglieder des Auf-
sichtsführenden Ausschusses,

3. die Feststellung des Jahresabschlusses nebst Lagebe-
richt,

4. die Entlastung des Aufsichtsführenden Ausschusses
und des Geschäftsführenden Ausschusses,

5. die Verwendung (Aufteilung) der satzungsgemäßen
Rückstellung für Überschussbeteiligung (erfolgsab-
hängige Beitragsrückerstattung) und Deckung des Bi-
lanzverlustes,

6. die Rentenleistung gemäß § 26 Abs. 2,

7. die Auflösung des Versorgungswerkes und die im Zu-
ge der Abwicklung erforderlichen Maßnahmen.

(2) Die Beschlüsse nach Absatz 1 Nr. 1 bedürfen der 2/3

und die nach Nrn. 2 bis 6 der einfachen Mehrheit der an-
wesenden Kammerversammlungsmitglieder. Für den
Auflösungsbeschluss ist die 3/4-Mehrheit aller Kammer-
versammlungsmitglieder erforderlich.

(3) Die Beschlüsse der Kammerversammlung nach § 6
Abs. 1 Nr. 1, 5, 6 und 7 der Satzung bedürfen der Geneh-
migung der Aufsichtsbehörde. 

§ 7
Kammervorstand

Der Kammervorstand bestellt:

1. die Mitglieder des Geschäftsführenden Ausschusses
gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 2,

2. die hauptamtliche Geschäftsführerin oder den haupt-
amtlichen Geschäftsführer des Versorgungswerkes
nach Anhörung des Geschäftsführenden und des Auf-
sichtsführenden Ausschusses.

§ 8
Der Aufsichtsführende Ausschuss

(1) 
1. Der Aufsichtsführende Ausschuss besteht aus fünf

Kammerangehörigen, die Mitglieder des Versorgungs-
werkes sein müssen. Die Mitglieder des Aufsichtsfüh-

renden Ausschusses und deren Stellvertreter werden
von der Kammerversammlung auf die Dauer von vier
Jahren gewählt. Hierbei sollen höchstens drei Mitglie-
der erstmalig gewählt werden. Wiederwahl ist zuläs-
sig.

2. Zu den Sitzungen des Aufsichtsführenden Ausschus-
ses sind die Kammerpräsidentin oder der Kammerprä-
sident sowie die Vizepräsidentin oder der Vizepräsi-
dent und die Aufsichtsbehörde einzuladen. Die Ge-
schäftsführerin oder der Geschäftsführer nimmt an
den Sitzungen des Aufsichtsführenden Ausschusses
teil, soweit kein anderer Beschluss gefasst wird.

3. Der Aufsichtsführende Ausschuss kann zu seiner fach-
lichen Beratung Sachverständige hinzuziehen.

4. Die Kammerversammlung kann den Aufsichtsführen-
den Ausschuss oder einzelne seiner Mitglieder vor Ab-
lauf der Wahlperiode abberufen, insbesondere wenn
Tatbestände vorliegen, die die Wählbarkeit oder Ver-
trauenswürdigkeit im Sinne des Heilberufsgesetzes
(§ 13) ausschließen. In diesem Falle wählt die Kam-
merversammlung in derselben Sitzung für die laufen-
de Wahlperiode die Nachfolger der abberufenen Mit-
glieder des Aufsichtsführenden Ausschusses. Scheidet
ein Mitglied des Aufsichtsführenden Ausschusses
wegen anderer Gründe aus, so wählt die Kammerver-
sammlung in ihrer nächsten Sitzung eine Nachfolgerin
oder einen Nachfolger für die laufende Wahlperiode.

5. Nach Ablauf seiner Amtszeit führt der Aufsichtsfüh-
rende Ausschuss die Geschäfte bis zur Übernahme
durch den neu gewählten Aufsichtsführenden Aus-
schuss weiter.

6. Die Mitglieder des Aufsichtsführenden Ausschusses
üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus. Aufwandsent-
schädigungen und Unkostenerstattungen werden
durch Beschluss der Kammerversammlung geregelt.

7. Der Aufsichtsführende Ausschuss wählt aus seiner
Mitte die Vorsitzende oder den Vorsitzenden und die
stellvertretende Vorsitzende oder den stellvertreten-
den Vorsitzenden mit einfacher Stimmenmehrheit.

8. Der Aufsichtsführende Ausschuss tritt zu ordentlichen
Sitzungen jeweils einen Monat nach Vorlage des Jah-
resabschlusses nebst Lagebericht, des Geschäftsbe-
richtes und des Prüfungsberichtes für das abgelaufene
Geschäftsjahr zusammen. Bei Bedarf können weitere
ordentliche Sitzungen stattfinden. Er tritt zu außeror-
dentlichen Sitzungen zusammen, wenn mindestens
drei seiner Mitglieder oder mindestens zwei Mitglieder
des Geschäftsführenden Ausschusses dies verlangen.
Ein solches Verlangen ist schriftlich unter entspre-
chender Begründung an die Vorsitzende oder den Vor-
sitzenden des Aufsichtsführenden Ausschusses zu
richten. Die Einladung zu Sitzungen des Aufsichtsfüh-
renden Ausschusses wird durch seine Vorsitzende oder
seinen Vorsitzenden oder, im Vertretungsfall, durch die
stellvertretende Vorsitzende oder den stellvertreten-
den Vorsitzenden ausgesprochen. Die Einladung wird
schriftlich unter Mitteilung der Tagesordnung und bei
außerordentlichen Sitzungen unter Angabe der beson-
deren Beschlussgegenstände übermittelt. Die Über-
mittlung der Einladung kann an den Geschäftsführen-
den Ausschuss delegiert werden. Eine außerordentli-
che Sitzung des Aufsichtsführenden Ausschusses im
Sinne von Satz 3 hat innerhalb von 2 Wochen nach
Eingang der entsprechenden Anträge stattzufinden.

9. Der Aufsichtsführende Ausschuss ist beschlussfähig,
wenn mindestens drei seiner Mitglieder anwesend
sind. Er fasst seine Beschlüsse mit einfacher Mehrheit
seiner Mitglieder.

(2) Dem Aufsichtsführenden Ausschuss obliegt:

1. die Geschäftstätigkeit zu überwachen,

2. die Entgegennahme des Jahresabschlusses nebst Lage-
bericht,

3. Richtlinien für die Kapitalanlage des Versorgungswer-
kes zu erteilen,

4. über das Ruhen der Tätigkeit eines Mitgliedes des Ge-
schäftsführenden Ausschusses aus schwerwiegenden
Gründen zu beschließen,
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5. die Bestellung einer oder eines versicherungsmathe-
matischen Sachverständigen sowie der vereidigten
Wirtschaftsprüferin oder des vereidigten Wirtschafts-
prüfers, 

6. die Bestellung der Obergutachterin oder des Obergut-
achters zur Feststellung der Berufsunfähigkeit gemäß
§ 28 Abs. 1,

7. die technischen Geschäftspläne zu genehmigen.

§ 9
Der Geschäftsführende Ausschuss

(1) 
1. Der Geschäftsführende Ausschuss besteht aus fünf

Mitgliedern, die nicht Mitglieder des Versorgungswer-
kes oder Kammerangehörige sein müssen. Mindestens
ein Mitglied muss auf dem Gebiet des Bank- und An-
lagewesens besondere Sachkunde aufweisen.

2. Die Mitglieder des Geschäftsführenden Ausschusses
werden von dem Kammervorstand für die Dauer der
Wahlperiode der Kammerversammlung bestellt. Hier-
bei sollen mit Ausnahme des Mitgliedes, das auf dem
Gebiet des Bank- und Anlagewesens besondere Sach-
kunde aufweist, nur zwei Mitglieder erstmalig bestellt
werden. Wiederbestellung ist zulässig. Sie können
nicht gleichzeitig Mitglied des Aufsichtsführenden
Ausschusses sein. Der Geschäftsführende Ausschuss
führt nach Ablauf der Wahlperiode die Geschäfte bis
zur Übernahme durch den neuen Geschäftsführenden
Ausschuss weiter.

3. Der Geschäftsführende Ausschuss wählt aus seiner
Mitte die Vorsitzende oder den Vorsitzenden sowie ei-
ne stellvertretende Vorsitzende oder einen stellvertre-
tenden Vorsitzenden mit einfacher Stimmenmehrheit.
Die Stellvertreterin oder der Stellvertreter vertritt die
Vorsitzende oder den Vorsitzenden im Falle der Ver-
hinderung.

4. Der Geschäftsführende Ausschuss ist beschlussfähig,
wenn mindestens drei seiner Mitglieder anwesend
sind. Er fasst seine Beschlüsse mit Mehrheit seiner
Mitglieder.

5. Der Geschäftsführende Ausschuss zieht nach Bedarf
weitere Sachverständige hinzu.

6. Der Geschäftsführende Ausschuss führt die Geschäfte
des Versorgungswerkes, soweit sie nicht durch diese
Satzung anderen Organen übertragen sind.

7. Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer des
Versorgungswerkes ist für die Durchführung der Ver-
waltungsarbeiten zuständig. Sie oder er nimmt an den
Sitzungen des Geschäftsführenden Ausschusses teil.

(2)
1. Der Geschäftsführende Ausschuss legt jährlich, spä-

testens 6 Monate nach Beendigung des Geschäftsjah-
res dem Aufsichtsführenden Ausschuss den gemäß § 4
Abs. 6 geprüften Jahresabschluss nebst Lagebericht
und den Geschäftsbericht vor. Der Geschäftsführende
Ausschuss ist für die Durchführung der Beschlüsse der
Kammerversammlung sowie für die Umsetzung der
Richtlinien des Aufsichtsführenden Ausschusses ver-
antwortlich.

2. Der Geschäftsführende Ausschuss tritt nach Möglich-
keit in jedem Kalendervierteljahr mindestens einmal
zu einer Sitzung zusammen. Die Einladung zu Sitzun-
gen des Geschäftsführenden Ausschusses erfolgt durch
die Vorsitzende oder den Vorsitzenden des Geschäfts-
führenden Ausschusses des Versorgungswerkes. Sie
wird schriftlich unter Mitteilung der Tagesordnung
und unter Angabe der besonderen Beschlussgegen-
stände übermittelt.

(3) Der Geschäftsführende Ausschuss hat die Kammer-
präsidentin oder den Kammerpräsidenten und die Vize-
präsidentin oder den Vizepräsidenten zu seinen Sitzun-
gen einzuladen und diese auf deren Verlangen jederzeit
zu unterrichten.

§ 10
Ergänzende Vorschriften

Für den Aufsichtsführenden und den Geschäftsführen-
den Ausschuss gelten die Vorschriften der Satzung und

der Geschäftsordnung der Apothekerkammer Nordrhein
sinngemäß.

§ 11
Mitgliedschaft kraft Satzung

(1 ) Mitglieder des Versorgungswerkes sind alle Kammer-
angehörigen im Sinne des Heilberufsgesetzes, die bei In-
Kraft-Treten dieser Satzung das 45. Lebensjahr noch
nicht vollendet haben, soweit sie nicht gemäß § 12 von
der Mitgliedschaft ausgenommen sind.

(2) Apothekerinnen oder Apotheker und Pharmazieprak-
tikantinnen oder Pharmaziepraktikanten (Personen in
praktischer Ausbildung nach Bestehen des 2. Prüfungs-
abschnitts in der Ausbildung zum Apothekerberuf), die
nach In-Kraft-Treten dieser Satzung Kammerangehörige
im Sinne des Heilberufsgesetzes werden, sind ebenfalls
Mitglieder des Versorgungswerkes, wenn sie zu diesem
Zeitpunkt das 45. Lebensjahr noch nicht vollendet haben
und nicht gemäß § 12 von der Mitgliedschaft ausgenom-
men sind.

§ 12
Ausnahmen von der Mitgliedschaft

(1) Von der Mitgliedschaft zum Versorgungswerk i. S. d.
§ 11 sind Kammerangehörige ausgenommen, die zum
Zeitpunkt des Eintrittes in das Versorgungswerk

a) eine pharmazeutische Tätigkeit nicht ausüben (phar-
mazeutische Tätigkeit ist jede Tätigkeit, zu deren Aus-
übung die pharmazeutische Ausbildung ganz oder
teilweise Voraussetzung ist);

b) als Beamtinnen oder Beamte oder Angestellte des
Bundes, des Landes, der Gemeinden oder einer ande-
ren Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffent-
lichen Rechts tätig sind, wenn ihnen Anwartschaft auf
lebenslängliche Versorgung und auf Hinterbliebenen-
versorgung nach beamtenrechtlichen Vorschriften
oder Grundsätzen oder auf Grund ihres Dienst- oder
Anstellungsvertrages eine diesen Vorschriften oder
Grundsätzen entsprechende lebenslängliche Versor-
gung und Hinterbliebenenversorgung gewährleistet
ist;

c) Sanitätsoffiziere (Apothekerinnen oder Apotheker) als
Berufssoldatinnen oder Berufssoldaten sind.

(2) Fällt der Grund, der zur Ausnahme von der Mitglied-
schaft geführt hat weg, so wird die oder der Kammeran-
gehörige von diesem Zeitpunkt an wieder Mitglied des
Versorgungswerkes, wenn sie oder er das 45. Lebensjahr
noch nicht vollendet hat.

(3) Das Kammermitglied muss den Ausnahmetatbestand
gemäß § 12 Abs.1 anhand entsprechender Unterlagen
nachweisen.

§ 13

Befreiung und Teilbefreiung 
von der Mitgliedschaft im Versorgungswerk

(1) Auf ihren Antrag werden von der Mitgliedschaft be-
freit oder teilbefreit:

a) Kammerangehörige, die aufgrund einer durch Gesetz
oder auf Gesetz beruhenden Verpflichtung Mitglieder
einer öffentlich-rechtlichen Versicherungs- oder Ver-
sorgungseinrichtung ihrer Berufsgruppe außerhalb
des Bezirks der Apothekerkammer Nordrhein gewor-
den sind und ihre Mitgliedschaft aufrechterhalten in
Höhe des Betrages, der von ihnen an die vorgenannte
Versicherungs- oder Versorgungseinrichtung geleistet
wird;

b) Kammerangehörige, die eine pharmazeutische Tätig-
keit nur gelegentlich, insbesondere als Vertreter für ei-
ne Dauer ausüben, die im Laufe eines Jahres seit ihrem
Beginn auf zwei Monate oder 50 Arbeitstage be-
schränkt ist (§ 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV);

c) EU-Angehörige oder Angehörige eines anderen Ver-
tragsstaates des Abkommens über den Europäischen
Wirtschaftsraum, die Pflichtmitglied des Versorgungs-
werkes sind, werden von der Verpflichtung zur Bei-
tragsleistung in der Höhe befreit, in der sie weiterhin
Beiträge zu einem auf Gesetz beruhenden Versiche-
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rungs- oder Versorgungssystem in einem anderen
Land der EU oder des EWR-Abkommens entrichten
und dieses nachweisen.

(2) Für Mitglieder, die bei Eintritt ins Versorgungswerk
eine pharmazeutische Tätigkeit ausschließlich im Ange-
stelltenverhältnis ausüben, und die keinen Befreiungsan-
trag von der Angestelltenversicherungspflicht gem. § 6
Abs. 1 Nr. 1 SGB VI stellen, wird neben der Angestellten-
versicherung eine Mitgliedschaft in Höhe des jeweils gel-
tenden Mindestbeitrages (§ 21 Abs. 5) begründet. Auf An-
trag kann sich das Mitglied zu einer höheren Beitrags-
zahlung – bis zur Höhe des vollen Pflichtbeitrages nach
§ 21 Abs. 1 – verpflichten.

§ 14
Antragstellung 

und Wirkung der Befreiung

(1) Befreiungsanträge gemäß § 13 Abs. 1 a und c sind bin-
nen 6 Monaten nach Entstehen der Mitgliedschaft bei
dem Versorgungswerk schriftlich, unter Beifügung der
entsprechenden Unterlagen, zu stellen. In den anderen
Fällen müssen Befreiungs- sowie Teilbefreiungsanträge
innerhalb von 3 Monaten nach Entstehen der Mitglied-
schaft bzw. des Befreiungsgrundes, unter Beifügung der
entsprechenden Nachweise gestellt sein.

(2) Wird dem Antrag nach § 13 Abs. 1 oder 2 stattgege-
ben, wirkt die Befreiung oder Teilbefreiung ab Entstehen
der Mitgliedschaft im Versorgungswerk. Die Befreiung
endet mit Ablauf des Monats, in dem die Voraussetzung
der Befreiung weggefallen ist.

(3) Sind die Voraussetzungen einer Befreiung weggefallen
und hat das Mitglied zu diesem Zeitpunkt das 45. Le-
bensjahr vollendet, kann ein Anspruch im Sinne des § 28
frühestens nach einer Wartezeit von 60 Beitragsmonaten
entstehen.

(4) Fallen die Voraussetzungen einer Teilbefreiung weg
und hat das Mitglied zu diesem Zeitpunkt das 45. Le-
bensjahr vollendet, werden für die Berechnung der Be-
rufsunfähigkeitsrente für einen Zeitraum von 60 Mona-
ten nach Wegfall der Teilbefreiung Beitragszahlungen
nur bis zu der Höhe berücksichtigt, die sich bei Fortbe-
stand der Teilbefreiung ergeben hätten. Die überschüssi-
gen Beiträge gelten als Beiträge zur zusätzlichen Höher-
versorgung.

§ 15
Entscheidung über die Befreiung

Über die Befreiung und Teilbefreiung von der Mitglied-
schaft entscheidet der Geschäftsführende Ausschuss, im
Widerspruchsverfahren der Aufsichtsführende Aus-
schuss.

§ 16
Verzicht auf die Ausnahme, 
Befreiung und Teilbefreiung 

von der Mitgliedschaft

Wer die nach § 12 Abs. 3 oder § 14 Abs. 1 erforderlichen
Nachweise nicht erbringt, wird bzw. bleibt Mitglied des
Versorgungswerkes mit allen sich daraus ergebenden
Rechten und Pflichten.

§ 17
Ausscheiden aus dem Versorgungswerk

(1) Mitglieder scheiden aus dem Versorgungswerk aus,
wenn sie der Apothekerkammer Nordrhein nicht mehr
angehören; es sei denn, sie erklären gegenüber dem Ver-
sorgungswerk ausdrücklich, dass sie ihre Mitgliedschaft
in diesem mit allen sich daraus ergebenden Rechten und
Pflichten aufrechterhalten wollen.

(2) Will das Mitglied die Mitgliedschaft im Versorgungs-
werk der Apothekerkammer Nordrhein nicht aufrechter-
halten, ruht die Mitgliedschaft; es sei denn, das Mitglied
nimmt gemäß § 32 eine Beitragserstattung in Anspruch
oder lässt die Beiträge gemäß § 33 an das neu zuständige
Versorgungswerk überleiten.

(3) Liegen die Voraussetzungen für die Ausübung des
Apothekerberufes nicht mehr vor, ist das Versorgungs-

werk der Apothekerkammer Nordrhein hiervon unver-
züglich zu unterrichten; die Fortsetzung oder das Ruhen
der Mitgliedschaft ist in diesen Fällen nicht möglich. An-
sprüche aus §§ 27, 28 und 29 sind in diesen Fällen ausge-
schlossen.

§ 18
Freiwillige Mitgliedschaft

(1) Kammerangehörige, die nicht Mitglieder des Versor-
gungswerkes nach § 11 sind und das 60. Lebensjahr noch
nicht vollendet haben, können die freiwillige Mitglied-
schaft erwerben.

(2) Freiwillige Mitglieder erwerben Leistungsansprüche
nach den §§  27, 28 und 29.

(3) Die Höhe der Beiträge darf eine Veranlagung des Ver-
sorgungswerkes zur Körperschaftssteuer nicht auslösen.

§ 19
Zusätzliche Höherversorgung

(1) Neben Beiträgen, die aufgrund der Pflichtmitglied-
schaft oder der Berechtigung zur freiwilligen Mitglied-
schaft gemäß § 18 entrichtet werden, kann das Mitglied
zusätzliche Beiträge zur Höherversorgung entrichten.
Die Höhe der zu zahlenden Beiträge bemisst sich nach
§ 24.

(2) § 18 Abs. 3 findet entsprechende Anwendung.

§ 20
Nachversicherung

(1) Wer nach den Bestimmungen des Sechsten Buches des
Sozialgesetzbuches (SGB VI) nachzuversichern ist, kann
beantragen, dass die Nachversicherung bei dem Versor-
gungswerk der Apothekerkammer Nordrhein durchge-
führt wird.

(2) Voraussetzung für die Nachversicherung bei dem Ver-
sorgungswerk der Apothekerkammer Nordrhein ist, dass
die Mitgliedschaft beim Versorgungswerk (§ 11)

a) bereits im Nachversicherungszeitraum bestand und
die Voraussetzungen für eine Befreiung nach § 6 Abs. 1
Nr. 1 SGB VI vorlagen, oder

b) innerhalb eines Jahres nach dem Ausscheiden aus der
versicherungsfreien Beschäftigung begründet wird.

(3) Die Arbeitgeberin oder der Arbeitgeber hat auf An-
trag der oder des Nachzuversichernden den Teil der Bei-
träge, der an die Bundesversicherungsanstalt für Ange-
stellte zu entrichten wäre, mit befreiender Wirkung an
das Versorgungswerk der Apothekerkammer Nordrhein
zu zahlen, wenn die oder der Nachzuversichernde diesem
Versorgungswerk im Zeitpunkt der Antragstellung ange-
hörte. Sie oder er übersendet dem Versorgungswerk die in
den §§ 184 Abs. 4 und 185 Abs. 3 SGB VI genannten Be-
scheinigungen.

(4) Der Antrag nach Absatz 3 ist innerhalb eines Jahres
nach dem Ausscheiden zu stellen. Ist das nachzuversi-
chernde Mitglied verstorben, so steht das Antragsrecht
der Witwe oder dem Witwer zu. Ist eine Witwe oder ein
Witwer nicht vorhanden, so können alle Waisen gemein-
sam und, wenn auch keine Waisen vorhanden sind, jeder
frühere Ehegatte den Antrag stellen. Grund, Art und Hö-
he der Leistungen richten sich nach den Vorschriften der
Satzung.

(5) Die Nachversicherungsbeiträge werden so behandelt,
als ob sie als Beiträge gemäß § 21 in der Zeit entrichtet
worden wären, für die die Nachversicherung durchge-
führt wurde. Die Einstellung der Nachversicherungsbei-
träge in die Beitragskonten erfolgt entsprechend §§ 181
Abs. 1, 2 und 3 und 278 SGB VI. Die während der Nach-
versicherungszeit bereits an das Versorgungswerk ent-
richteten Beiträge gelten als Beiträge zur zusätzlichen
Höherversorgung im Sinne des § 19.

(6) Der Eintritt des Versorgungsfalles bei einem Mitglied
kraft Satzung steht der Nachversicherung nicht entge-
gen. Bei seinem Ausscheiden durch Tod erfolgt eine
Nachversicherung nur, wenn ein Anspruch auf Hinter-
bliebenenrente geltend gemacht werden kann.
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§ 21
Beiträge für die Mitgliedschaft

(1) Der monatliche Beitrag entspricht dem jeweils gelten-
den Höchstbeitrag in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung für Angestellte im Sinne des § 157 SGB VI. Der Bei-
trag ändert sich bei Änderung des Höchstbeitrages zur
gesetzlichen Rentenversicherung aufgrund einer Ände-
rung des Beitragssatzes im Sinne des § 158 SGB VI oder
der Beitragsbemessungsgrenze im Sinne des § 159
SGB VI. 

(2) Für angestellte Mitglieder, deren Bruttoeinkünfte aus
pharmazeutischer Tätigkeit die Beitragsbemessungs-
grenze nach Abs. 1 nicht erreichen, tritt für die Bestim-
mung des Beitrages an die Stelle der Beitragsbemes-
sungsgrenze das Bruttoarbeitsentgelt.

Bei selbstständigen Mitgliedern, deren Bruttoeinkünfte
aus pharmazeutischer Tätigkeit die Beitragsbemessungs-
grenze nach Abs. 1 nicht erreichen, tritt für die Bestim-
mung des Beitrages an die Stelle der Beitragsbemes-
sungsgrenze das Bruttoeinkommen, das heißt,

a) bei Apothekern, die eine Apotheke nach dem Gesetz
über das Apothekenwesen betreiben, der Gewinn aus
Gewerbebetrieb,

b) bei pharmazeutisch tätigen Freiberuflern die Hono-
rareinnahmen, 

c) bei allen anderen pharmazeutisch Tätigen außerhalb
öffentlicher Apotheken der Gewinn aus Gewerbebe-
trieb und die Gewinnanteile aus Anteilsrechten an
Kapitalgesellschaften.

Als Bruttoeinkünfte gelten alle Einkünfte aus pharma-
zeutischer Tätigkeit.

Herabstufungen bei der Beitragsbemessung Selbststän-
diger nach Buchstabe a) und c) treten erst auf Antrag des
Mitgliedes im Folgemonat der Antragstellung in Kraft
und sind jeweils bis höchstens zum Mindestbeitrag nach
Abs. 5 möglich.

(3) Jeder selbstständig Tätige, der eine Beitragsherabstu-
fung beantragt hat, sowie jeder angestellt Tätige und
Freiberufler ist zum Nachweis des Einkommens ver-
pflichtet.

Der Einkommensnachweis wird erbracht:

1. bei angestellt Tätigen durch Vorlage einer vom Arbeit-
geber ausgestellten Verdienstbescheinigung,

2. a) bei Apothekern, die eine Apotheke nach dem Ge-
setz über das Apothekenwesen betreiben, durch
Vorlage des letzten Gewerbesteuermessbescheides –
hierbei ist bei der OHG zusätzlich die Gewinnver-
teilung nachzuweisen –,

b) bei Freiberuflern durch die Honorarabrechnungen,

c) bei allen anderen pharmazeutisch Tätigen außer-
halb der öffentlichen Apotheke durch Vorlage des
letzten Gewerbesteuermessbescheides und des Ein-
kommensteuerbescheides. Im Falle von angestellten
Gesellschaftern – dies gilt auch für den  Gesell-
schafter Geschäftsführer – durch die entsprechen-
den Lohnabrechnungen.

In den Fällen der Nummern 2 a) und c) werden die mo-
natlichen oder täglichen Einkünfte aus selbstständiger
Tätigkeit zeitanteilig aus den Jahreseinkünften errech-
net.

Sind aus unterschiedlichen Einkunftsarten Beiträge zu
zahlen, so hat unter Beachtung des § 21 Abs. 1 Satz 1, der
Beitrag aus der Angestelltentätigkeit Vorrang. Eine Auf-
rechnung mit negativen Einkünften ist ausgeschlossen.

(4) Ist eine Beitragsfeststellung aufgrund fehlender Mel-
dungen oder Einkommensnachweise bis zum 10. des Fol-
gemonats nicht möglich, so befindet sich das Mitglied
auch ohne gesonderte Zahlungsaufforderung in Verzug;
§ 22 der Satzung gilt entsprechend.

(5) Der Mindestbeitrag einschließlich eines Beitrages
nach § 13 Abs. 2 beträgt 10 vom Hundert des jeweiligen
Höchstbeitrages. Der so errechnete Beitrag wird jeweils
auf den nächst vollen Euro aufgerundet.

(6) Auf ihren Antrag werden Mitglieder von der Beitrags-
zahlung befreit, die 

– Beamtinnen oder Beamte auf Widerruf oder auf Probe,

– Sanitätsoffiziere (Apothekerinnen oder Apotheker) als
Soldatinnen oder Soldaten auf Zeit sind.

(7) Mitglieder leisten während einer Zeit des Mutter-
schutzes oder des Erziehungsurlaubs Beiträge in der Hö-
he der bundesgesetzlichen Regelungen.

(8) Mitglieder, die während einer Arbeitslosigkeit, einer
Krankheit oder Pflegetätigkeit, während einer Rehabili-
tation oder aus vergleichbaren Gründen Ansprüche ge-
gen die Bundesanstalt für Arbeit, gegen Kranken- oder
Pflegekassen, gegen den zuständigen Träger der Rehabi-
litation oder eine vergleichbare Einrichtung haben, leis-
ten während dieser Zeit Beiträge in der Höhe, die ihnen
die Bundesanstalt für Arbeit oder die vorgenannten Stel-
len gewähren.

(9) Mitglieder, die

a) von der Angestelltenversicherungspflicht befreit sind,
leisten während des Wehrdienstes einen Beitrag in Hö-
he des jeweiligen Angestelltenversicherungshöchst-
beitrages,

b) nicht von der Angestelltenversicherungspflicht befreit
sind, leisten während des Wehrdienstes einen Beitrag
in Höhe von 40 vom Hundert des jeweiligen Angestell-
tenversicherungshöchstbeitrages, höchstens jedoch ei-
nen Beitrag in der Höhe, in der ihnen während der
Wehrdienstpflichtzeit Beiträge von dritter Seite zu ge-
währen sind. Entsprechendes gilt für den zivilen Er-
satzdienst oder Pflichtdienst im zivilen Bevölkerungs-
schutz.

(10) Mitglieder, die keine Tätigkeit ausüben und keinen
Anspruch auf Beitragsleistungen durch einen weiteren
Leistungsträger haben, sind von der Beitragszahlung
zum Versorgungswerk befreit; es sei denn, sie entrichten
im Sinne der Absätze 5 und 12 freiwillige Beiträge.

(11) Von Mitgliedern kraft Satzung (§ 11), die miteinan-
der verheiratet sind, kann ein selbstständiges Mitglied
des Versorgungswerkes auf Antrag bis höchstens zur
Hälfte des Höchstbeitrages nach § 21 Abs. 1 befreit wer-
den, wenn der Ehegatte als Mitglied des Versorgungswer-
kes insgesamt den jeweils geltenden Höchstbeitrag ent-
richtet. Die Teilbefreiung gilt vom 1. des Monats an, der
auf den Eingang des Antrages beim Versorgungswerk
folgt.

(12) Sehen die in Absätzen 2 und 6 bis 11 genannten Re-
gelungen keine oder eine verminderte Beitragszahlung
für die Mitglieder des Versorgungswerkes vor, können
diese in den erwähnten Zeiträumen – nach vorheriger
schriftlicher Willenserklärung – monatlich freiwillige
Beiträge entrichten. Der monatliche Beitrag darf den
Durchschnittsbeitrag der vergangenen 12 Monate vor
Eintritt des Beitragswegfalls oder der Beitragsminderung
nicht übersteigen. Darüber hinausgehende Zahlungen
werden als Beiträge für die zusätzliche Höherversorgung
i.S.d. § 24 behandelt.

§ 22
Fälligkeit der Beiträge 
und Nebenforderungen 

und Tilgung von Rückständen

(1) Die Beiträge sind erstmalig für den Monat zu entrich-
ten, in dem die oder der Kammerangehörige Mitglied des
Versorgungswerkes wird, letztmalig für den Monat, der
dem Beginn der Rentenleistung vorausgeht.

Der Beitrag wird fällig bis zum jeweiligen 10. des Folge-
monats. Durch Vereinbarung kann die Zahlungsver-
pflichtung auf den Arbeitgeber übertragen werden.

(2) Rückständige Beiträge sind innerhalb einer Frist von
zwei Wochen nach Eingang einer Zahlungsaufforderung
an das Versorgungswerk zu entrichten. Bleibt ein Mit-
glied oder ein anderer Zahlungspflichtiger mit der Bei-
tragsentrichtung über die gesetzte Frist von zwei Wochen
nach Eingang der Zahlungsaufforderung im Verzug, so
soll das Versorgungswerk ohne Rücksicht auf die Dauer
des Verzuges einen einmaligen Mahnzuschlag in Höhe

814



Ministerialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 32 vom 22. August 2003

von 5 vom Hundert des rückständigen Beitrages erheben;
soweit dieser Mahnzuschlag unter 15 Euro liegt, sind dem
Säumigen zusätzlich alle anfallenden Portokosten in
Rechnung zu stellen. Bei Zahlungsverzug von mehr als
zwei Monaten nach Eingang der Zahlungsaufforderung
soll das Versorgungswerk auf den rückständigen Beitrag
und die Nebenforderungen einen Säumniszuschlag von
1 vom Hundert für jeden angefangenen Kalendermonat
seit deren Fälligkeit erheben.

(3) Beiträge und Nebenforderungen können auf Antrag
des Mitgliedes gestundet werden, wenn die sofortige Zah-
lung oder Einziehung mit erheblichen Härten für das
Mitglied verbunden wäre und die Erfüllung der Forde-
rung durch die Stundung nicht gefährdet wird. Die Stun-
dung soll gegen einen dem banküblichen Zinssatz ange-
lehnten Zins gewährt werden.

(4) Eingehende Zahlungen werden zunächst auf die Kos-
ten, sodann nacheinander auf die Mahnzuschläge, Säum-
niszuschläge und Zinsen und zuletzt auf die Beitragsfor-
derung angerechnet. Innerhalb dieser Reihenfolge wird
die jeweils älteste Schuld zuerst getilgt. Für den Fall der
Stundung oder der Zwangsvollstreckung kann eine ab-
weichende Tilgungsreihenfolge bestimmt werden. Bis
zum Ende der Mitgliedschaft nicht gezahlte Nebenforde-
rungen werden nach erfolglosem Ablauf einer dem ehe-
maligen Mitglied gesetzten angemessenen Zahlungsfrist
mit den zuletzt entrichteten Beiträgen oder freiwilligen
Mehrzahlungen zu Lasten der Versorgungsanwartschaft
verrechnet.

(5) Das Versorgungswerk ist namens der Präsidentin oder
des Präsidenten der Apothekerkammer Nordrhein be-
rechtigt, nach Mahnung die rückständigen Nebenforde-
rungen und Beiträge einzuziehen. Die durch die Einzie-
hung entstehenden Kosten sind vom Mitglied oder vom
Arbeitgeber zu tragen. Der Leistungsanspruch wird erst
berechnet, wenn alle vom Versorgungswerk angeforder-
ten Nachweise erbracht sind. Das Mitglied hat nur An-
spruch auf Leistungen gemäß § 25 Abs. 1, die seinen tat-
sächlichen Beitragsentrichtungen, höchstens seiner Bei-
tragverpflichtung, abzüglich entstandener Kosten ent-
sprechen.

§ 23
Beiträge für die freiwillige Mitgliedschaft

(1) Der Mindestbeitrag für die freiwillige Mitgliedschaft
beträgt 10 vom Hundert des jeweiligen Höchstbeitrages
unter Aufrundung auf den nächst vollen Euro. Im Übri-
gen bestimmen die freiwilligen Mitglieder die Höhe ihrer
Beiträge selbst, jedoch nur bis zum jeweiligen Höchstbei-
trag. § 22 gilt entsprechend.

(2) Die Entrichtung von Beiträgen endet mit dem Beginn
der Leistungen aus dem Versorgungswerk.

§ 24
Beiträge für die zusätzliche 

Höherversorgung

(1) Mitglieder, die von dem Recht der zusätzlichen Hö-
herversorgung Gebrauch machen, bestimmen die Höhe
ihrer Beiträge unter Beachtung des § 18 Abs. 3 selbst. Im
Übrigen findet § 23 Abs. 2 Anwendung.

(2) Wird der Beitrag monatlich entrichtet, gilt § 22 Abs. 1
entsprechend. Eine einmalige jährliche Zahlung muss bis
spätestens zum 31.12. des jeweiligen Jahres dem Konto
des Versorgungswerkes gutgeschrieben sein.

§ 25
Leistungsarten, Rechtsanspruch, 

Zahlungsweise

(1) Das Versorgungswerk gewährt seinen Mitgliedern und
deren Hinterbliebenen nach Erfüllung der Voraussetzun-
gen die folgenden Leistungsarten:

a) Altersrente;

b) Berufsunfähigkeitsrente; 

c) Hinterbliebenenrente;

d) Erstattung beim Ausscheiden.

(2) Auf Leistungen des Versorgungswerkes besteht ein
Rechtsanspruch.

(3) Alle Renten werden monatlich im Voraus gezahlt.

§ 26
Besondere Leistungen

(1) Als freiwillige Leistungen können im Einzelfall auf
Antrag im Einvernehmen mit dem Aufsichtsführenden
Ausschuss im Rahmen der von der Kammerversammlung
erlassenen Richtlinien Zuschüsse für Rehabilitations-
maßnahmen an

a) Mitglieder kraft Satzung (§ 11), die Beiträge nach § 21
Abs. 1 oder 2 entrichten,

b) freiwillige Mitglieder (§ 18), die mindestens im letzten
Jahr vor Antragstellung Beiträge in der in § 21 Abs. 1
genannten Höhe entrichtet haben, gewährt werden.

(2) Der Geschäftsführende Ausschuss hat alljährlich un-
ter Berücksichtigung des Preisgefüges der Gesamtwirt-
schaft sowie der Veränderung der Lebenshaltungskosten
für Rentenempfängerinnen oder Rentenempfänger die
Kaufkraft der Rentenleistungen des Versorgungswerkes
zu überprüfen. Nach Aufstellung eines Finanzierungs-
planes durch die versicherungsmathematische Sachver-
ständige oder den versicherungsmathematischen Sach-
verständigen unterbreitet er der Kammerversammlung
im Einvernehmen mit dem Aufsichtsführenden Aus-
schuss einen Vorschlag über die zusätzliche Gewährung
freiwilliger, jederzeit widerrufbarer Rentenleistungen,
falls dies im Hinblick sowohl auf das Prüfungsergebnis
angezeigt, als auch auf die wirtschaftliche Leistungsfä-
higkeit des Versorgungswerkes vertretbar ist.

§ 27
Altersrente

(1) Jedes anspruchsberechtigte Mitglied des Versorgungs-
werkes erhält nach Erfüllung der Wartezeit eine lebens-
länglich zahlbare Altersrente.

(2) Der Anspruch auf Zahlung der Altersrente beginnt am
ersten des der Vollendung des 65. Lebensjahres folgenden
Monats, frühestens jedoch nach einer Mitgliedschaft von
60 Beitragsmonaten. Der Anspruch endet mit Ablauf des
Monats, in dem das berechtigte Mitglied stirbt.

(3) Das Mitglied kann unwiderruflich schriftlich bean-
tragen, den Beginn der Altersrente auf einen früheren
Zeitpunkt, höchstens jedoch bis auf das vollendete
60. Lebensjahr, vorzuverlegen. In diesem Falle mindert
sich der Betrag der lebenslänglich zahlbaren Altersrente
a) um den Anteil der Altersrentenanwartschaft, der

durch die bis dahin gezahlten Beiträge noch nicht fi-
nanziert ist (Beitragsfreistellung nach der Anlage
Leistungstabelle Nummer 1) und außerdem

b) zur Berücksichtigung der durch Vorverlegung verlän-
gerten Rentenzahlungsdauer um einen versicherungs-
mathematischen Abschlag nach der Anlage Leistungs-
tabelle Nummer 5.

(4) Das Mitglied kann schriftlich beantragen, den Beginn
der Altersrente nach Vollendung des 65. Lebensjahres un-
ter Weiterzahlung der Beiträge auf einen späteren Zeit-
punkt zu verlegen, um dadurch eine Erhöhung der Al-
tersrente zu erreichen. Der Antrag muss mindestens
3 Monate vor Vollendung des 65. Lebensjahres dem Ver-
sorgungswerk zugegangen sein. Die Erhöhung der Alters-
rente errechnet sich nach der Anlage Leistungstabelle
Nummer 3.

(5) Innerhalb von 2 Monaten vor Eintritt des Versor-
gungsfalles kann das Mitglied einen Antrag stellen, den
Anspruch auf Altersrente durch eine einmalige Kapital-
zahlung abgelten zu lassen. Davon ausgenommen sind
die Fälle, in denen bereits eine Berufsunfähigkeitsrente
gewährt wurde. Die Höhe der Zahlung errechnet sich
nach der Anlage Leistungstabelle Nummer 4. Verstirbt
das Mitglied vor Erreichen des Versorgungsfalles, entfällt
der Anspruch auf Kapitalisierung.

§ 28
Berufsunfähigkeitsrente

(1) Jedes Mitglied des Versorgungswerkes nach § 11
(Pflichtmitglied), das mindestens für einen Monat den
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satzungsgemäßen Beitrag entrichtet hat, und jedes Mit-
glied nach § 18 (freiwilliges Mitglied), das mindestens für
60 Monate den satzungsgemäßen Beitrag entrichtet hat,
hat Anspruch auf Berufsunfähigkeitsrente, wenn es in-
folge eines körperlichen Gebrechens oder wegen Schwä-
che seiner körperlichen oder geistigen Kräfte zur Ausü-
bung des Apothekerberufs unfähig ist und seine gesamte
pharmazeutische Tätigkeit eingestellt hat. Die pharma-
zeutische Tätigkeit gilt nicht als eingestellt, solange die
Apotheke durch eine Vertreterin oder einen Vertreter ge-
führt wird oder bei angestellten Apothekerinnen oder
Apothekern das Gehalt oder Lohnersatzleistungen fort-
gezahlt werden. Die Berufsunfähigkeit wird durch zwei
voneinander unabhängige ärztliche Gutachterinnen oder
Gutachter festgestellt. Die Antragstellerin oder der An-
tragsteller und das Versorgungswerk bestimmen je eine
Gutachterin oder einen Gutachter. Bei im Ergebnis ab-
weichender Beurteilung bestellt der Aufsichtsführende
Ausschuss des Versorgungswerkes Nordrhein eine Ober-
gutachterin oder einen Obergutachter, deren oder dessen
Gutachten für beide Teile bindend ist. Das Versorgungs-
werk trägt die Kosten für das von ihm bestellte Gutach-
ten und für das Obergutachten.

(2) Der Geschäftsführende Ausschuss entscheidet über
das Vorliegen oder Nichtvorliegen des Versorgungsan-
spruches.

(3) Über Widersprüche gegen die Entscheidung des Ge-
schäftsführenden Ausschusses nach Absatz 2 entscheidet
der Aufsichtsführende Ausschuss. Der Aufsichtsführende
Ausschuss kann auf Kosten des Versorgungswerkes eine
erneute ärztliche Begutachtung veranlassen und seiner
Entscheidung zugrunde legen.

(4) Der Anspruch beginnt mit dem 1. des Folgemonats der
Antragstellung, sofern dem Antrag ein ausführlich be-
gründetes ärztliches Gutachten beiliegt, sonst mit dem
1. des Monats, der dem Eingang des Gutachtens folgt, in
keinem Fall jedoch bevor das Mitglied die gesamte phar-
mazeutische Tätigkeit im Sinne des § 28 Abs. 1 eingestellt
hat. Der Anspruch endet mit Ablauf des Monats, in dem
das Mitglied stirbt, in dem die Berufsunfähigkeit endet
oder das Mitglied Anspruch auf Altersrente erwirbt (§ 27
Abs. 2). Zur Feststellung, ob die Voraussetzungen zum
Bezug der Berufsunfähigkeitsrente noch bestehen, kann
der Geschäftsführende Ausschuss auf Kosten des Versor-
gungswerkes Nachuntersuchungen veranlassen.

(5) Sind die Gebrechen oder die Schwächen der geistigen
oder körperlichen Kräfte, die zur Aufgabe der gesamten
pharmazeutischen Tätigkeit geführt haben, nicht mehr
vorhanden, so endet der Anspruch auf die Berufsunfä-
higkeitsrente mit Ablauf des Monats, in dem dieser Sach-
verhalt festgestellt wird. Das Mitglied wird bezüglich der
Art seiner Mitgliedschaft damit in den Stand vor Beginn
der Rentenzahlung versetzt.

§ 29
Hinterbliebenenrente

(1) Hinterbliebenenrenten sind:

1. Witwenrenten und Witwerrenten,

2. Halb- und Vollwaisenrenten,

3. Renten an frühere Ehegatten.

Der Anspruch auf Hinterbliebenenrente beginnt mit 
dem 1. des Monats, der auf das Ableben des Mitglieds
folgt.

(2) Hinterbliebenenrenten werden gewährt, wenn das
Mitglied zum Zeitpunkt seines Todes Anwartschaft auf
Berufsunfähigkeits- oder Altersrente besaß oder Berufs-
unfähigkeits- oder Altersrente bezog.

(3) Die Witwen- oder Witwerrente beträgt 60 vom Hun-
dert der Rente, die das Mitglied bei seinem Ableben be-
zog oder bezogen haben würde, wenn es in diesem Zeit-
punkt Anspruch auf Berufsunfähigkeits- oder Altersren-
te besessen hätte. Ein Anspruch auf Witwen- oder Wit-
werrente besteht nicht, wenn die Ehe zu einem Zeitpunkt
geschlossen wurde, zu dem das Mitglied das 65. Lebens-
jahr vollendet hatte. Wurde die Ehe nach Vollendung des
62. Lebensjahres oder nach Eintritt der Berufsunfähig-

keit des Mitgliedes geschlossen und bestand die Ehe nicht
mindestens 3 Jahre, so besteht kein Anspruch auf Wit-
wen- oder Witwerrente. War die Ehefrau oder der Ehe-
mann um mehr als 15 Jahre jünger als das Mitglied, so
wird die Witwen- oder Witwerrente für jedes weitere
Jahr des Altersunterschiedes um 5 vom Hundert ihres Be-
trages gekürzt. Wenn die Ehe länger als 15 Jahre bestand,
entfällt die Kürzung.

(4) Einem früheren Ehegatten des Mitgliedes, dessen Ehe
mit dem Mitglied geschieden worden ist, wird nach dem
Tode des Mitgliedes Rente gewährt, wenn ihm das Mit-
glied zur Zeit des Ablebens Unterhalt nach den Vor-
schriften des Ehegesetzes oder aus sonstigen Gründen zu
leisten hatte. Sind aus mehreren Ehen unterhaltsberech-
tigte frühere Ehegatten vorhanden, so wird die Witwen-
oder Witwerrente unter ihnen so aufgeteilt, dass jeder
von ihnen nur den Teil der zu berechnenden Rente erhält,
der im Verhältnis zu anderen Berechtigten der Dauer sei-
ner Ehe mit dem verstorbenen Mitglied entspricht.

(5) Waisenrenten werden nach dem Ableben des Mitglie-
des an seine Kinder, und zwar bis zu deren Ableben,
längstens bis zu dem Monat gewährt, in dem das betref-
fende Kind das 18. Lebensjahr vollendet. Für Kinder des
Mitgliedes, die sich in einer Schul- oder Berufsaus-
bildung befinden, wird die Waisenrente bis zu deren Ab-
leben, längstens bis zu dem Monat gewährt, in dem das
betreffende Kind das 27. Lebensjahr vollendet. Wird die
Schul- oder Berufsausbildung durch Erfüllung der ge-
setzlichen Wehr- oder Ersatzdienstpflicht unterbrochen,
besteht für diesen Zeitraum kein Anspruch auf Zahlung
der Waisenrente.

(6) Zum Bezug einer Waisenrente sind berechtigt: 

a) die ehelichen Kinder; 

b) die für ehelich erklärten Kinder;

c) die an Kindes statt angenommenen Kinder, soweit die
Adoption vor Vollendung des 27. Lebensjahres des
Kindes rechtswirksam geworden ist;

d) die unehelichen Kinder eines weiblichen Mitgliedes;

e) die unehelichen Kinder eines männlichen Mitgliedes,
wenn dessen Unterhaltspflicht nach vorangegangener
Anerkennung der Vaterschaft oder durch gerichtliche
Entscheidung rechtswirksam festgestellt ist.

(7) Die Waisenrente beträgt: 

bei Halbwaisen 15 vom Hundert, bei Vollwaisen 30 vom
Hundert der Rente, die das verstorbene Mitglied bei sei-
nem Ableben bezog oder bezogen haben würde, wenn es
in diesem Zeitpunkt Anspruch auf Berufsunfähigkeits-
oder Altersrente besessen hätte.

(8) Die Hinterbliebenenbezüge dürfen zusammen das
Einfache der Berufsunfähigkeits- oder Altersrente nicht
übersteigen, die das verstorbene Mitglied bei seinem Ab-
leben bezog oder bezogen haben würde, wenn es zu die-
sem Zeitpunkt Anspruch auf Berufsunfähigkeits- oder
Altersrente besessen hätte; gehen sie darüber hinaus, so
erfolgt eine verhältnismäßige Kürzung.

(9) Erlischt der Anspruch eines versorgungsberechtigten
Hinterbliebenen, so erhöhen sich die Leistungen an die
verbliebenen Berechtigten bis zum zulässigen Höchstbe-
trag.

(10) Die Zahlung der Witwen- oder Witwerrente endet
mit dem Ablauf des Monats, in dem die Witwe oder der
Witwer stirbt. Im Falle einer Wiederheirat ruht der An-
spruch für die Dauer dieser Ehe. Auf Antrag ist eine Ab-
findung bis zur Höhe des fünffachen Jahresrentenbetra-
ges gemäß Geschäftsplan zu zahlen. Mit der Zahlung der
Abfindung erlöschen jegliche Ansprüche gegenüber dem
Versorgungswerk.

(11) Stirbt ein Mitglied des Versorgungswerkes bzw. eine
Empfängerin oder ein Empfänger von Berufsunfähig-
keits- oder Altersrente, ohne nach diesen Bestimmungen
leistungsberechtigte Personen zu hinterlassen, so entfällt
jede Verpflichtung des Versorgungswerkes zur Leistungs-
gewährung.

(12) Wurde eine Altersrente im Sinne des § 27 Abs. 5
durch eine einmalige Kapitalzahlung abgegolten, erlö-
schen damit alle Ansprüche auf Hinterbliebenenrente.
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§ 30
Versorgungsausgleich bei Ehescheidungen

(1) Werden Ehepartner geschieden, die beide Mitglieder
des Versorgungswerkes sind oder waren, findet Real-Tei-
lung gemäß § 1 Abs. 2 des Gesetzes zur Regelung von
Härten im Versorgungsausgleich vom 21. Februar 1983
(BGBl. I S. 105) statt, indem zu Lasten des Anrechts des
ausgleichspflichtigen Ehegatten für den ausgleichsbe-
rechtigten Ehegatten ein Anrecht begründet wird. Real-
Teilung findet auch statt, wenn der ausgleichsberechtigte
Ehegatte als Mitglied einer anderen berufsständischen
Versicherungs- oder Versorgungseinrichtung angehört
oder angehört hat, mit der das Versorgungswerk der Apo-
thekerkammer Nordrhein einen Überleitungsvertrag ge-
schlossen hat.

(2) Bei Real-Teilung wird für den Ausgleichsberechtigten
in Höhe der zu übertragenden Rentenanwartschaft ein ei-
genes Rentenanrecht beim Versorgungswerk begründet.
Die Rentenanwartschaft des Ausgleichspflichtigen beim
Versorgungswerk wird in Höhe der zu übertragenden
Rentenanwartschaft gemindert.

(3) Aufgrund einer mit Zustimmung des Versorgungswer-
kes zwischen den geschiedenen Ehegatten getroffenen
Vereinbarung, können für ein ausgleichsberechtigtes Mit-
glied durch Entrichtung von Beiträgen Rentenanwart-
schaften begründet werden, deren Höhe sich nach dem
Alter des ausgleichsberechtigten Mitglieds im Zeitpunkt
der Beitragsentrichtung unter Anwendung der Leis-
tungstabelle Nr. 2 im Sinne des § 34 der Satzung errech-
net. Die Höhe dieser Beiträge darf eine Veranlagung des
Versorgungswerkes zur Körperschaftssteuer nicht auslö-
sen.

(4) Erfolgt der Versorgungsausgleich nach § 1 Abs. 3 des
Gesetzes zur Regelung von Härten im Versorgungsaus-
gleich (Quasi-Splitting), wird nach Rechtskraft der Ent-
scheidung des Familiengerichts das Anrecht des Mitglie-
des entsprechend gekürzt.

(5) Besteht bei Eintritt der Rechtskraft der Entscheidung
des Familiengerichts über den Versorgungsausgleich ein
Anspruch auf Zahlung einer Rente, erfolgt eine Minde-
rung der Rente des ausgleichspflichtigen Mitgliedes erst,
wenn 

a) für ihn eine Rente aus einem späteren Versorgungsfall
oder

b) aus der Versorgung des ausgleichsberechtigten Mit-
gliedes eine Rente zu gewähren ist.

Im Übrigen findet das Gesetz zur Regelung von Härten
im Versorgungsausgleich Anwendung.

§ 31
Aufstockung der Rentenanwartschaft 

nach Versorgungsausgleich

(1) Das ausgleichspflichtige Mitglied kann die Minderung
seiner Rentenanwartschaft ganz oder teilweise durch
Entrichtung von zusätzlichen Zahlungen wieder ausglei-
chen.

(2) Der einmalig oder laufend zu zahlende Betrag errech-
net sich unter Berücksichtigung des Alters des aus-
gleichspflichtigen Mitgliedes beim Beginn der Zahlung
nach der Leistungstabelle Nr. 2 im Sinne des § 34 der
Satzung. Die Höhe dieser Beiträge darf eine Veranlagung
des Versorgungswerkes zur Körperschaftssteuer nicht
auslösen.

(3) Das Recht, die Minderung der Rentenanwartschaft
durch zusätzliche Zahlungen auszugleichen, besteht, so-
fern und solange kein Anspruch auf Rente nach der Sat-
zung besteht.

§ 32
Erstattung beim Ausscheiden

(1) Einen Anspruch auf Erstattung geleisteter Beiträge
haben auf Antrag Mitglieder

a) die aus dem Versorgungswerk ausscheiden, weil sie zu
Beamtinnen oder Beamten auf Lebenszeit oder zu Be-
rufssoldatinnen oder Berufssoldaten ernannt worden
sind. § 17 Abs. 1 und 2 bleiben unberührt;

b) die aus dem Versorgungswerk Nordrhein ausscheiden,
weil sie der Apothekerkammer Nordrhein nicht mehr
angehören, die Wartezeit von 60 Beitragsmonaten
noch nicht erfüllt haben und die von der freiwilligen
Mitgliedschaft oder dem Ruhen der Mitgliedschaft
keinen Gebrauch machen und für die eine Überleitung
der Beiträge nach § 33 nicht möglich ist;

c) bei denen die Voraussetzungen zur Ausübung des Apo-
thekerberufes im Sinne des § 17 Abs. 3 nicht mehr vor-
liegen bzw. Pharmaziepraktikantinnen oder Pharma-
ziepraktikanten, denen die Approbation nicht zuer-
kannt wird.

(2) Erstattungsberechtigten Mitgliedern im Sinne des Ab-
satzes 1 sind auf Antrag 60 vom Hundert der von ihnen
bisher entrichteten Beiträge zu erstatten. Für Zeiten, in
denen die Beiträge nicht in voller Höhe von dem Mitglied
selbst entrichtet worden sind, erfolgt eine Erstattung von
100 vom Hundert der von dem Mitglied selbst entrichte-
ten Beiträge, im Falle des Satzes 1 jedoch nicht mehr als
60 vom Hundert des Gesamtbeitrages (Arbeitgeber- und
Arbeitnehmeranteile). Das Versorgungswerk ist berech-
tigt, den Rückerstattungsbetrag mit Beitragsrückständen
des erstattungsberechtigten Mitgliedes zu verrechnen.

(3) Den anspruchsberechtigten Hinterbliebenen freiwilli-
ger Mitglieder, die vor Ablauf der Wartezeit nach § 28
sterben, werden auf Antrag 90 vom Hundert der bisher
entrichteten Beiträge erstattet. Der gleiche Anspruch be-
steht für das freiwillige Mitglied, falls vor Ablauf der
Wartezeit Berufsunfähigkeit eintritt oder Beendigung der
freiwilligen Mitgliedschaft erklärt wird.

(4) Ist ein Versorgungsausgleich i.S.d. § 30 durchgeführt
worden, ist der Anspruch des ausgleichsberechtigten
Mitglieds oder die Verpflichtung des ausgleichspflichti-
gen Mitglieds von der Beitragserstattung ausgenommen,
ansonsten gilt § 32 Abs. 2 entsprechend.

(5) Wird eine Erstattung nach Absatz 2 nicht beantragt,
so bemisst sich die Höhe des Anspruches auf Leistungen
aus dem Versorgungswerk nur nach der Höhe der tat-
sächlich entrichteten Beiträge.

(6) Hat ein Mitglied vor dem Ausscheiden vorübergehend
eine Berufsunfähigkeitsrente nach § 28 bezogen, so wird
in den Fällen der Absätze 1 und 2 die Summe der an das
Mitglied gezahlten Berufsunfähigkeitsrenten von der
Summe der bis zum Eintritt der Berufsunfähigkeit ent-
richteten Beiträge des Mitgliedes abgezogen. Ergibt sich
dabei kein positiver Differenzbetrag, so werden nur die
nach Beendigung der Berufsunfähigkeit entrichteten Bei-
träge zugrunde gelegt.

§ 33
Überleitungen

(1) Kammerangehörige im Sinne des § 11, die bereits Mit-
glied eines Versorgungswerkes eines anderen Kammerbe-
reichs sind, können beantragen, dass die entrichteten
Beiträge in das Versorgungswerk Nordrhein übertragen
werden. Der Überleitungsantrag ist innerhalb von 6 Mo-
naten nach Berufsaufnahme im Kammerbereich Nord-
rhein bei einem der beiden Versorgungswerke schriftlich
zu stellen. Voraussetzung für die Übertragbarkeit ist,
dass das Versorgungswerk in einem entsprechenden Ver-
tragsverhältnis mit der dortigen Versorgungseinrichtung
steht.
(2) Scheidet ein Mitglied aus dem Versorgungswerk der
Apothekerkammer Nordrhein infolge Wegzuges in einen
anderen Kammerbereich aus, ohne von der Möglichkeit
Gebrauch zu machen, die Mitgliedschaft im Versorgungs-
werk Nordrhein mit allen Rechten und Pflichten auf-
rechtzuerhalten, so werden die entrichteten Beiträge auf
Antrag ganz oder teilweise auf die Versorgungseinrich-
tung der für ihn zuständigen Landesapothekerkammer
übertragen. Der Überleitungsantrag ist innerhalb von
6 Monaten nach Berufsaufnahme im neuen Kammerbe-
reich bei einem der beiden Versorgungswerke schriftlich
zu stellen. Voraussetzung für die Übertragbarkeit ist,
dass das Versorgungswerk in einem entsprechenden Ver-
tragsverhältnis mit der dortigen Versorgungseinrichtung
steht.
(3) Scheidet ein ausgleichsberechtigtes Mitglied nach
Durchführung eines Versorgungsausgleichs aus dem Ver-
sorgungswerk der Apothekerkammer Nordrhein infolge
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Wegzuges in einen anderen Kammerbereich aus, werden
neben den eigenen Mitgliedsbeiträgen auch diejenigen
Beiträge übergeleitet, die sich aus dem Anspruch auf Ver-
sorgungsausgleich i.S.d. § 30 Abs. 1 oder 3 ergeben. Die
Beitragsübertragung aus dem Versorgungsausgleich er-
folgt jedoch nicht, solange nach den Vorschriften des Ge-
setzes zur Regelung von Härten im Versorgungsausgleich
die Rente des ausgleichsverpflichteten Mitgliedes nicht
gemindert werden darf.
(4) Scheidet ein ausgleichsverpflichtetes Mitglied nach
Durchführung eines Versorgungsausgleichs aus dem Ver-
sorgungswerk der Apothekerkammer Nordrhein infolge
Wegzuges in einen anderen Kammerbereich aus, wird die
Ausgleichsverpflichtung von der Überleitung ausgenom-
men.

(5) Überleitungsabkommen bedürfen der Genehmigung
der Aufsichtsbehörde.

§ 34
Höhe der Leistungen

Die Höhe der Leistungen bestimmt sich aus den Beiträ-
gen des einzelnen Mitgliedes und wird nach der Anlage,
Leistungstabellen Nummern 1 bis 5, berechnet.

§ 35
Überschussbeteiligung

Soweit ein Teil der Rückstellung für Überschussbeteili-
gung (erfolgsabhängige Beitragsrückerstattung) zur De-
ckung von Fehlbeträgen oder zur Erhöhung der laufen-
den Leistungen nicht benötigt wird, beschließt die Kam-
merversammlung nach Erstattung eines versicherungs-
mathematischen Gutachtens, ob die Rentenanwartschaf-
ten zu erhöhen sind. Bei einer Erhöhung wird den zum
Berechnungsstichtag im Versorgungswerk versicherten
Mitgliedern, die noch keine Rente beziehen, eine Anwart-
schaftserhöhung zugeteilt.

§ 36
Schlussbestimmung

(1) Ergibt eine nachträgliche Prüfung von Rentenfestset-
zungen oder erhobenen Rentenansprüchen, dass eine
Leistung zu Unrecht abgelehnt, entzogen, eingestellt oder
zu niedrig oder zu hoch festgelegt wurde, ist sie neu fest-
zustellen. Irrtümlich gewährte Leistungen können nicht
zurückgefordert werden, es sei denn, dass der Irrtum für
die Empfängerin oder den Empfänger erkennbar war. Er-
schlichene Leistungen sind zurückzufordern.

(2) Rentenansprüche können nicht abgetreten und nicht
übertragen werden. Vereinbarungen dieser Art sind
gegenüber der Apothekerkammer Nordrhein (Versor-
gungswerk) rechtlich unwirksam.

(3) Wer sich vorsätzlich berufsunfähig macht, hat keinen
Anspruch auf Rente wegen Berufsunfähigkeit. Hinter-
bliebene haben keinen Anspruch auf Rente, wenn sie den
Tod des Mitgliedes vorsätzlich herbeigeführt haben. Die
entsprechenden Feststellungen trifft der Aufsichtsfüh-
rende Ausschuss nach Prüfung durch den Geschäftsfüh-
renden Ausschuss.

(4) Das Mitglied oder der Leistungsberechtigte ist ver-
pflichtet, einen Schadensersatzanspruch gegen einen
Dritten insoweit an das Versorgungswerk der Apotheker-
kammer Nordrhein abzutreten, als dieses aufgrund des
Schadensereignisses Versorgungsleistungen zu erbringen
hat, die dem Ausgleich eines Schadens in gleicher Art
dienen. Die zuvor genannten Versorgungsleistungen wer-
den unter Vorbehalt geleistet, bis der Schadensersatzan-
spruch abgetreten worden ist. Die Abtretung kann nicht
zum Nachteil des Leistungsberechtigten geltend gemacht
werden.

(5) Das Versorgungswerk soll seine Mitglieder und Leis-
tungsempfänger über deren Rechte und Pflichten aufklä-
ren.

(6) Alle im Geltungsbereich des Versorgungswerkes täti-
gen Apothekerinnen oder Apotheker haben sich beim
Versorgungswerk zur Überprüfung der Mitgliedschaft
anzumelden und die zum Zwecke der Versorgung not-
wendigen Angaben zu machen sowie die verlangten
Nachweise zu liefern. Das Versorgungswerk ist berechtigt
und verpflichtet, die Angaben und Nachweise zu prüfen,

Erhebungen anzustellen und erforderlichenfalls weitere
Nachweise zu verlangen. Für die Meldungen gelten im
Übrigen die Bestimmungen des § 2 Abs. 3 des Heilbe-
rufsgesetzes.

§ 37
In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt 14 Tage nach Veröffentlichung im Mi-
nisterialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen in
Kraft. Die Satzung des Versorgungswerkes der Apothe-
kerkammer Nordrhein vom 7. Juni 1995 (SMBl. NRW.
21210) tritt gleichzeitig außer Kraft.

Artikel II

Die Neufassung der Satzung (Artikel I) tritt 14 Tage nach
Veröffentlichung im Ministerialblatt für das Land Nord-
rhein-Westfalen in Kraft. Die Satzung des Versorgungs-
werkes der Apothekerkammer Nordrhein vom 7. Juni
1995 (SMBl. NRW. 21210) tritt gleichzeitig außer Kraft.

Genehmigt.

Düsseldorf, den 28. Juli 2003

Finanzministerium
des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

Dr.  S i e g e l

Die vorstehende Neufassung der Satzung des Versor-
gungswerkes der Apothekerkammer Nordrhein vom
9. Juli 2003 wird hiermit ausgefertigt und im Ministerial-
blatt für das Land Nordrhein-Westfalen, in der Pharma-
zeutischen Zeitung und in der Deutschen Apotheker Zei-
tung bekannt gemacht.

Düsseldorf, den 29. Juli 2003

Karl-Rudolf  M a t t e n k l o t z

Präsident 
der Apothekerkammer Nordrhein

Anlage 1

Leistungstabelle Nummer 1 
(gültig für Beiträge ab 1. 1. 2000) 

für die Pflichtmitgliedschaft 
und die freiwillige Mitgliedschaft.

Alter Monatliche Alters- Alter Monatliche Alters-
* rente in Euro * rente in Euro

für 10,– Euro für 10,– Euro
Monatsbeitrag Monatsbeitrag

20 75,316 43 21,099
21 71,774 44 19,688
22 68,367 45 18,333
23 65,099 46 17,032
24 61,956 47 15,782
25 58,936 48 14,579
26 56,032 49 13,423
27 53,244 50 12,312
28 50,566 51 11,243
29 47,991 52 10,214
30 45,521 53 9,224
31 43,153 54 8,273
32 40,881 55 7,359
33 38,703 56 6,485
34 36,614 57 5,649
35 34,610 58 4,849
36 32,686 59 4,083
37 30,835 60 3,349
38 29,053 61 2,642
39 27,337 62 1,958
40 25,685 63 1,290
41 24,095 64 0,638
42 22,566

* = Kalenderjahr des Beginns der Beitragszahlung abzüglich Geburtsjahr
des Mitgliedes.
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– Erläuterungen zur Rentenberechnung –

(1) Bei einem von 10,– Euro abweichenden Monatsbeitrag
ist der betreffende Tabellenwert mit 1/10 des Betrags des
Monatsbeitrags zu multiplizieren.

(2) Der für die Anwendung der Leistungstabelle zum
Zweck der Altersrentenbestimmung maßgebende Mo-
natsbeitrag errechnet sich aus dem Durchschnittsbeitrag
des jeweiligen Kalenderjahres. Wird eine Erhöhung des
Monatsbeitrags gegenüber dem des vorhergehenden Ka-
lenderjahres festgestellt, so wird diese Erhöhung als eine
im laufenden Kalenderjahr beginnende zusätzliche Bei-
tragszahlung behandelt. Entsprechend erhöht sich nach
der Leistungstabelle die Altersrente.

(3) Wird eine Beitragsminderung festgestellt, so wird sie
als Wegfall einer im Kalenderjahr beginnenden monat-
lichen Beitragszahlung in Höhe der Differenz zum vor-
jährigen Monatsbeitrag behandelt. Entsprechend ver-
mindert sich nach der Leistungstabelle die Altersrente.
Entfällt eine künftige Beitragszahlung (Beitragsfreistel-
lung), ist dies gleichbedeutend mit einer Beitragsminde-
rung auf 0,00 Euro.

(4) Im Falle des Eintritts der Berufsunfähigkeit vor Voll-
endung des 60. Lebensjahres gilt abweichend von dem
o.g. Verfahren als maßgebender Monatsbeitrag für das
Kalenderjahr, in dem die Berufsunfähigkeit eingetreten
ist, der Durchschnittsbeitrag der letzten 12 vollen Mona-
te, bei freiwilliger Mitgliedschaft jedoch höchstens der
Durchschnittsbeitrag der letzten vollen 60 Monate. Die
Berechnung des 12- bzw. 60-Monatszeitraums beginnt
mit dem Monat der Antragstellung, wenn alle weiteren
Voraussetzungen des § 28 Absatz 4 erfüllt sind; hierbei
werden Zeiten mit Krankengeldbezug nicht berücksich-
tigt. Der so ermittelte Durchschnittsbeitrag wird bis zum
vollendeten 60. Lebensjahr angerechnet und die aus der
Verrentung der gezahlten und angerechneten Beiträge re-
sultierende beitragsfrei gestellte Anwartschaft unter ent-
sprechender Anwendung der Leistungstabelle Nr. 5 um
den Vomhundertsatz zum 60. Lebensjahr gekürzt.

(5) Bei Eintritt der Berufsunfähigkeit ab Vollendung des
60. Lebensjahres entspricht die Berufsunfähigkeitsrente
der sich zu diesem Zeitpunkt ergebenden vorgezogenen
Altersrente.

(6) Die Berufsunfähigkeitsrente wird beim Erreichen der
Altersgrenze von 65 Jahren in gleicher Höhe als Alters-
rente fortgezahlt; ein Anspruch auf einmalige Kapital-
zahlung besteht in diesen Fällen nicht.

(7) Nimmt ein vorübergehend berufsunfähiges Mitglied
die Berufstätigkeit wieder auf (Reaktivierung) oder
nimmt ein Mitglied, dessen Beitragszahlung im Sinne der
Absätze 9 und 10 geruht hat, die Beitragszahlung wieder
auf, so wird bei der Berechnung seiner Altersrentenan-
wartschaft für die Zeit der Berufsunfähigkeit bzw. des
Ruhens der Beitragszahlung der monatliche Beitrag 0,00
Euro eingesetzt.

(8) Bei erneuter Berufsunfähigkeit eines reaktivierten
Mitgliedes oder im Falle des Erreichens der Altersgrenze
wird mindestens die Rente als Berufsunfähigkeits- oder
Altersrente fällig, die das reaktivierte Mitglied bei seiner
letzten Berufsunfähigkeit bezogen hat.

(9) Ruht bei einem Mitglied die Beitragszahlung während
des Mutterschutzes oder des Erziehungsurlaubes und
tritt während dieser Zeit Berufsunfähigkeit ein, bleibt
bei der Ermittlung des für die Zukunft anzunehmenden
monatlichen Beitrages, der nach den Erläuterungen zur
Leistungstabelle als monatlicher Durchschnittsbeitrag
im maßgebenden Zeitabschnitt von zwölf Monaten vor
dem Feststellungszeitpunkt bestimmt wird, die Zeit des
vorübergehenden Ruhens der Beitragszahlung außer Be-
tracht. Der so ermittelte Durchschnittsbeitrag wird als
künftiger laufender Beitrag angesehen und auf Grund
dieser Annahme die Altersrentenanwartschaft bestimmt.
Freiwillig gezahlte Beiträge werden als Beiträge zur zu-
sätzlichen Höherversorgung bewertet.

(10) Ruht bei einem Mitglied die Beitragszahlung wäh-
rend einer Krankheitszeit und führt diese Krankheit zu
einer Berufsunfähigkeit, bleibt bei der Ermittlung des für
die Zukunft anzunehmenden monatlichen Beitrages, der
nach den Erläuterungen zur Leistungstabelle als monat-
licher Durchschnittsbeitrag im maßgebenden Zeitab-

schnitt von zwölf Monaten vor dem Feststellungszeit-
punkt bestimmt wird, die Zeit des vorübergehenden Ru-
hens der Beitragszahlung außer Betracht. Der so er-
mittelte Durchschnittsbeitrag wird als künftiger laufen-
der Beitrag angesehen und auf Grund dieser Annahme
die Altersrentenanwartschaft bestimmt. Freiwillig ge-
zahlte Beiträge werden als Beiträge zur zusätzlichen Hö-
herversorgung bewertet.

(11) Die in den Absätzen 9 und 10 genannten Regelungen
gelten nicht, wenn während der genannten Zeiten
Pflichtbeiträge von dritter Seite gewährt werden. § 21
Abs. 12 gilt in diesen Fällen entsprechend.

Anlage 2

Leistungstabelle Nummer 2 
(gültig für Beiträge ab 1. 1. 2000) 

für die zusätzliche Höherversorgung.

Alter Monatliche Alters- Alter Monatliche Alters-
* rente in Euro für * rente in Euro für

eine einmalige Zah- eine einmalige Zah-
lung von 100,– Euro lung von 100,– Euro

20 3,028 43 1,245
21 2,911 44 1,198
22 2,799 45 1,154
23 2,692 46 1,111
24 2,588 47 1,069
25 2,489 48 1,030
26 2,394 49 0,991
27 2,302 50 0,954
28 2,214 51 0,919
29 2,130 52 0,885
30 2,049 53 0,851
31 1,971 54 0,820
32 1,896 55 0,789
33 1,824 56 0,759
34 1,756 57 0,731
35 1,690 58 0,703
36 1,626 59 0,676
37 1,565 60 0,650
38 1,507 61 0,624
39 1,450 62 0,599
40 1,396 63 0,574
41 1,344 64 0,549
42 1,293

* = Kalenderjahr, in dem die Zahlung entrichtet wurde, abzüglich Ge-
burtsjahr des Mitglieds.

Bei einer Zahlung abweichend von 100,– Euro ist der Ta-
bellenwert mit 1/100 des Betrags der Zahlung zu multipli-
zieren. Für die Bemessung der Berufsunfähigkeitsrente
gelten die bereits unter 1. dargestellten Prozentsätze ent-
sprechend.

Anlage 3

Leistungstabelle Nummer 3 
(gültig ab 1. 1. 2000)

für die Erhöhung der Altersrente durch Verlegung des
Rentenbeginns auf einen Zeitpunkt nach Vollendung des
65. Lebensjahres. Die Erhöhung errechnet sich durch Di-
vision der im betreffenden Alter gezahlten Beiträge und
einbehaltenen Rentenbeiträge mit den folgenden Diviso-
ren:

Alter Divisor Alter Divisor
* *

65 184,969 71 159,249
66 180,843 72 154,723
67 176,649 73 150,128
68 172,399 74 145,441
69 168,085 75 140,668
70 163,702

* = Kalenderjahr der Zahlung abzüglich Geburtsjahr.

Die Tabelle dient auch zur Berechnung der Leistungser-
höhung aufgrund von Beitragszahlungen, die im Alter 65
über die Höhe des im Alter 64 geleisteten durchschnitt-
lichen Monatsbeitrages hinaus erbracht wurden. In die-
sem Fall ist der für das Alter 65 maßgebliche Divisor
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184,969 auf die entsprechenden Beitragsanteile anzu-
wenden.

Anlage 4

Leistungstabelle Nummer 4 

für die Ermittlung des Kapitalbetrages im Falle der Ab-
findung der Altersrente. Die Höhe der Kapitalabfindung
errechnet sich durch Multiplikation des monatlichen Be-
trages der Altersrente, auf die das Mitglied im Zeitpunkt
der Antragstellung Anspruch hatte, mit dem Faktor nach
der folgenden Tabelle:

Kalenderjahr Faktor Kalenderjahr Faktor
des Versorgungs- des Versorgungs-
falles abzüglich falles abzüglich
Geburtsjahr Geburtsjahr

60 171 68 139
61 168 69 135
62 164 70 131
63 160 71 126
64 156 72 122
65 152 73 118
66 148 74 113
67 143 75 109

Bereits gezahlte Rentenbeträge und abzuführende Kapi-
talertragssteuer werden gegebenenfalls von der Kapital-
abfindung abgesetzt.

Anlage 5

Leistungstabelle Nummer 5 
(gültig ab 1. 1. 2000) 

für die Kürzung der Altersrente bei Vorverlegung des
Rentenbeginns, unter Berücksichtigung des Absatzes 3
der Erläuterungen zur Rentenberechnung.

Vorverlegung Kürzung Vorverlegung Kürzung
um Monate um v. H. um Monate um v.H.

1– 2 1 29–30 15
3– 4 2 31–33 16
5– 6 3 34–36 17
7– 8 4 37 18
9–10 5 38–40 19

11 6 41–42 20
12–13 7 43–45 21
14–15 8 46–48 22
16–17 9 49–50 23
18–20 10 51–53 24
21–22 11 54–56 25
23–24 12 57–58 26
25–26 13 59–60 27
27–28 14

– MBl. NRW. 2003 S. 810.

238
Wohnungsbindungsrecht –
Verwaltungsvorschriften 

zum Wohnungsbindungsgesetz 
(VV-WoBindG)

RdErl. d. Ministeriums für Städtebau und Wohnen, Kul-
tur und Sport v. 11. 7. 2003 – IV B 3. 613 – 677/03 

Der RdErl. des Ministers für Stadtentwicklung, Wohnen
und Verkehr vom 13. 11. 1989 (SMBl. NRW. 238) wird wie
folgt geändert:

1. In Nummer 2.32 Absatz 2 entfällt der bisherige
Satz 3.

2. In Nummer 4.1 entfällt Satz 2.

3. In Nummer 4.41 Satz 2 entfällt das Klammerzitat
„(z.B. aufgrund der Förderung nach Nr. 2.212
WFB)“.

4. In Nummer 4.42 Abs. 5 Satz 1 wird das Wort „Fami-
lienangehörigen“ durch das Wort „Haushaltsangehö-
rigen“ ersetzt.

5. In Nummer 5.15 entfällt Satz 2.

6. In Nummer. 5.21 werden die Wörter „§ 9 Abs. 2 oder
3 WoFG“ durch die Wörter „§ 9 WoFG“ ersetzt.

7. In Nummer 5.32 Satz 1 wird das Wort „Familienan-
gehörigen“ durch das Wort „Haushaltsangehörigen“
ersetzt.

8. In Nummer 5.4 Satz 2 werden die Wörter „In der Re-
gel kann eine besondere Härte nur anerkannt wer-
den,“ durch die Wörter „Eine besondere Härte ist
insbesondere anzuerkennen,“ ersetzt.

9. Die Nummer 5.41 wird wie folgt geändert:
a) In Satz 1 werden die Wörter „§ 9 Abs. 2 WoFG“

durch die Wörter „§ 9 WoFG“ ersetzt.
b) Unterhalb des Buchstaben e) wird mit Zeilenbe-

ginn folgender Satz angefügt: „Der Ausnahme-
Wohnberechtigungsschein kann auch als Allge-
meiner Wohnberechtigungsschein erteilt werden.“

10. In Nummer 5.42 wird der bisherige Satz 1 wie folgt
ersetzt:

„Zur Vermeidung einer besonderen Härte im Sinne
der Nummer 5.4 kann durch in der Regel gezielten
Ausnahme-Wohnberechtigungsschein von der maß-
geblichen Wohnungsgröße (vgl. Nr. 5.7) mehr als nur
geringfügig (vgl. Nr. 4.3) abgewichen werden.“

11. In Nummer 5.5 Abs. 2 wird der Satz 1 wie folgt er-
setzt: 
„Als Miete ist das tatsächlich gezahlte Entgelt ohne
Betriebskosten, Vergütungen und Zuschläge, mit
Ausnahme der Zuschläge lt. § 26 Abs. 1 Nrn. 3–6 der
Neubaumietenverordnung 1970 zugrunde zu legen.“

12. In Nummer 5.72 wird folgender Satz angefügt:
„Die Abweichung von der maßgeblichen Wohnungs-
größe kann sowohl mit Allgemeinem als auch mit ge-
zieltem Wohnberechtigungsschein zugelassen wer-
den.“

13. In Nummer 7.11 Spiegelstrich 3 wird der Klammer-
zusatz wie folgt ersetzt „(vgl. Nummer 7.14)“.

14. In Nummer 7.12 Spiegelstrich 2 werden nach den
Wörtern „innerhalb des angemessenen Zeitraums
von 3 Monaten“ die Wörter „seit der Freimeldung
(§ 4 Abs. 1)“ eingefügt.

15. In Nummer 7.16 entfällt der zweite Absatz.

16. Nach Nummer 7.16 wird folgende Nummer 7.161
eingefügt:

7.161
Innerhalb der Erhebungsgebiete der Ausgleichszah-
lung nach dem Gesetz über den Abbau der Fehlsub-
ventionierung im Wohnungswesen für das Land
NRW (AFWoG NRW) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 30. März 2000 (GV. NRW. S. 356/SGV.
NRW. 237), zuletzt geändert durch Gesetz vom
18. Dezember 2001 (GV. NRW. S. 857), wird ab dem
auf den Wohnungsbezug folgenden Monatsersten ei-
ne Subventionsabschöpfungsabgabe als Ausgleichs-
zahlung erhoben. Für einen zusätzlichen Freistel-
lungs-Ausgleich ist somit kein Raum, wenn das anre-
chenbare Gesamteinkommen aller Wohnungsinha-
ber/ Wohnungsinhaberinnen unter Berücksichtigung
der sozialen Komponenten nach Nummer 5.41 Abs. 2
die maßgebende Einkommensgrenze nach § 9 WoFG
um mehr als 20 v. H. übersteigt oder eine Ausnahme
von der Leistungspflicht nach Art. 2 Nr. 2 Abs. 1
Ziff. 10–13 und Abs. 4 AFWoG NRW besteht. 
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17. Die Nummer 7.162 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Absatz 1 wird durch folgende Ab-
sätze 1 und 2 ersetzt:

Kann ein Wohnberechtigungsschein oder ein Aus-
nahme-Wohnberechtigungsschein nicht erteilt
werden und übersteigt das anrechenbare Gesamt-
einkommen unter Berücksichtigung der sozialen
Komponenten nach Nummer 5.41 Absatz 2 die
maßgebende Einkommensgrenze nach § 9 WoFG
um mehr als 5 v. H., so ist gegenüber der/dem Ver-
fügungsberechtigten eine laufende Freistellungs-
Ausgleichszahlung in Höhe von 0,25 ¤ pro qm
Wohnfläche monatlich festzusetzen. Die Freistel-
lungs-Ausgleichszahlung wird entsprechend den
Vorschriften des AFWoG NRW beschränkt oder
herabgesetzt auf den Unterschiedsbetrag zwi-
schen dem für die Wohnung zulässigen Entgelt
und dem für sie geltenden Höchstbetrag. Die mo-
natliche Ausgleichszahlung ist auf einen vollen
Euro-Betrag abzurunden. 

Die Leistungspflicht beginnt mit dem Monatsers-
ten, der auf den Zugang des Freistellungsbeschei-
des folgt, frühestens aber ab Beginn des Monats,
der auf den Zeitpunkt der Gebrauchsüberlassung
folgt. Sie endet mit Beginn des Monats, in dem die
Freistellung erlischt oder von dem/der von der
Freistellung begünstigten Mieter/Mieterin eine
Ausgleichszahlung nach dem AFWoG NRW zu
entrichten ist. 

b) Die bisherigen Absätze 2–4 werden Absätze 3–5. 

c) Im neuen Absatz 5 wird Satz 2 wie folgt ersetzt:

„Von einem Freistellungs-Ausgleich wird gem.
§ 30 Abs. 3 WoFG abgesehen, wenn und soweit die
Freistellung im überwiegenden öffentlichen Inter-
esse erteilt wird (vgl. Nummer 7.13).“

18. Die Nummer 7.163 wird wie folgt neu gefasst:

7.163

An der geförderten Wohnung und/oder ausschließ-
lich an der Ersatzwohnung können Belegungsrechte
und Mietbindungen begründet werden (§ 7 Abs. 2 in
Verbindung mit § 31 Abs. 2 WoFG). 

Ein Besetzungsrecht kann für die Dauer von 15 oder
20 Jahren begründet werden. Die Frist beginnt mit
der erstmaligen Einräumung des Besetzungsrechts.
Es besteht unabhängig von der Laufzeit des Darle-
hens und geht auf die Rechtsnachfolgerin oder den
Rechtsnachfolger über. Für die Ausübung des Beset-
zungsrechts an der Ersatzwohnung gelten die Num-
mern 4.42 und 4.43 entsprechend. 

Ersatzwohnungen müssen im Bereich der zuständi-
gen Stelle liegen. Ausnahmsweise kann die zuständi-
ge Stelle Ersatzwohnungen im Gebiet einer anderen
zuständigen Stelle zulassen. Hierzu ist eine Abstim-
mung mit der zuständigen Stelle notwendig, in deren
Gebiet die Ersatzwohnung liegt. Ersatzwohnungen
können nur Wohnungen sein, die hinsichtlich Lage,
Ausstattung und Gebrauchswert zur dauernden
Wohnungsversorgung geeignet sind, insbesondere
über ein WC sowie Bad/Dusche innerhalb der Woh-
nung verfügen. Die Ersatzwohnungen müssen die
gleiche Anzahl an Wohnräumen aufweisen wie die
geförderte Wohnung. Wohn- und Schlafräume der
Ersatzwohnung(en) dürfen nicht kleiner als 10 qm
sein. Wird die geforderte Anzahl an Räumen nicht er-
reicht oder die Zimmergröße unterschritten, ist die
Übertragung eines Besetzungsrechts nur zulässig,
wenn ein dringender örtlicher Wohnungsbedarf an
der angebotenen Ersatzwohnung besteht. 

Ersatzwohnungen dürfen bei Ausübung des Beset-
zungsrechtes nicht die Eigenschaft „öffentlich geför-
dert“ besitzen oder einer anderen Preisbindung
unterliegen. Ausgeschlossen sind auch solche Woh-
nungen, für die in den letzen 5 Jahren Vereinbarun-
gen hinsichtlich der Wiedervermietung zwischen der
Bauherrin oder dem Bauherrn und der zuständigen
Stelle/Bewilligungsbehörde getroffen wurden. Eine
entsprechende Bestätigung von Seiten der Verfü-
gungsberechtigten ist erforderlich. Als Ersatzwoh-

nungen sind nur solche Wohnungen geeignet, die im
Zeitpunkt des Angebotes zur Einräumung eines Be-
setzungsrechts zum Bezug durch Wohnungssuchende
frei sind. Diese Regelung ermöglicht es, die Bele-
gungsvereinbarung bereits zu einem Zeitpunkt abzu-
schließen, zu dem die geförderte Wohnung und/oder
Ersatzwohnungen zwar noch nicht bezugsfertig oder
frei sind, aber in der Vereinbarung schon der Bin-
dungsübergang erst für den Zeitpunkt der Bezugs-
fertigkeit bzw. des Freiwerdens festgelegt wird. Ist
die geförderte Wohnung noch bewohnt, so sind nega-
tive Auswirkungen auf die Mieterschaft soweit wie
möglich zu vermeiden. Eine Kündigung der Vermie-
terin oder des Vermieters zum Erreichen des Frei-
werdens der Ersatzwohnung steht der Einräumung
des Besetzungsrechts entgegen. 

Die/Der Verfügungsberechtigte hat sich vertraglich
zu verpflichten, die Ersatzwohnung nur gegen Über-
gabe eines Wohnberechtigungsscheins zu überlassen,
wenn die zuständige Stelle auf die Ausübung des Be-
setzungsrechts an der Ersatzwohnung für eine Bele-
gung verzichtet. In dem Vertrag über die Ersatzwoh-
nung ist vorzusehen, dass die/der jeweilige Verfü-
gungsberechtigte auf die Geltendmachung eines be-
rechtigten Interesses nach § 573 Abs. 2 Nr. 2 BGB
verzichtet, und zwar auch für das Mietverhältnis, das
bei Ablauf des Besetzungsrechts bestand. Der/Die
Verfügungsberechtigte hat ferner vertraglich zuzusi-
chern, die Pflichten aus der vertraglichen Vereinba-
rung über die Ersatzwohnung auf Rechtsnachfol-
ger/innen zu übertragen; sämtliche vertragliche Ver-
pflichtungen von Seiten der/des Verfügungsberech-
tigten sind durch die Vereinbarung einer Vertrags-
strafe abzusichern. Die Wohnungsbauförderungsan-
stalt hält ein Vertragsmuster vor. 

Die zuständige Stelle hat der jeweiligen Mieterin
oder dem jeweiligen Mieter der Ersatzwohnung den
Wortlaut der getroffenen Vereinbarung über die Er-
satzwohnung schriftlich mitzuteilen. 

Werden Mietbindungen auf eine Ersatzwohnung
übertragen, so darf die Miete für die Ersatzwohnung
die ortsübliche Vergleichsmiete nicht übersteigen.
Sie muss ferner die nach den WFB für Angehörige
der Einkommensgruppe A höchst zulässige Bewilli-
gungsmiete um mindestens 0,40 ¤ unterschreiten.
Werden Ersatzwohnungen im Wege der eigenständig
gewerblichen Lieferung von Wärme beheizt, so ist ei-
ne um 0,15 ¤ pro qm geringere Miete zu vereinbaren.
Im Übrigen darf nur die Umlage der Betriebskosten
nach Maßgabe der §§ 556, 556 a und 560 BGB und
ggf. eine Pauschale nach Maßgabe der Nummer 2.42
WFB erhoben werden. Mieterhöhungen nach dem
BGB dürfen nur insoweit verlangt werden, als sich
die Verhältnisse gegenüber dem Zeitpunkt des Ab-
schlusses des Mietvertrages geändert haben und die
Bewilligungsmiete für Angehörige der Personen-
gruppe A nach der jeweiligen Fassung der WFB nicht
überschritten wird. 

19. Nach Nummer 7.164 Absatz 1 wird eine neue Num-
mer 7.17 eingefügt; die bisherigen Absätze 2 und 3
der Nummer 7.164 werden zu Absätzen 1 und 2 der
neu eingefügten Nummer 7.17.

20. In der neuen Nummer 7.17 Absatz 2 Satz 2 wird der
Klammerzusatz „(z.B. 2 Jahre im Falle der Freistel-
lung wegen Pflegebedürftigkeit gem. 7.155)“ durch
den Klammerzusatz „(z. B. 2 Jahre im Falle der erst-
maligen Freistellung wegen Pflegebedürftigkeit gem.
Nr. 7.155)“ ersetzt. 

21. Nummer 7.222 Absatz 2 entfällt Satz 2.

22. Die Nummer 7.223 wird wie folgt neu gefasst:

Die Freistellungs-Ausgleichszahlung ist zugunsten
der Wohnungsbauförderungsanstalt NRW in Düssel-
dorf als Gläubigerin der Forderung festzusetzen und
mit einer Belehrung über den Rechtsbehelf des
Widerspruchs zu versehen (§§ 58, 68 VwGO). Fällige
Ausgleichszahlungen werden von den kommunalen
Vollstreckungsbehörden (Kassen der Gemeinden)
beigetrieben, die die Bezirksregierungen in Verord-
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nungen über die Bestimmung von Vollstreckungsbe-
hörden bestimmt haben. 

Die zuständige Stelle hat der Wohnungsbauförde-
rungsanstalt NRW eine Durchschrift des unter Auf-
lagen erteilten Bescheides zu übersenden und sie
vom Eintritt der Unanfechtbarkeit zu unterrichten.
Abweichend von den Sätzen 1 und 2 ist die Aus-
gleichszahlung zugunsten der Gemeinden oder des
Gemeindeverbandes festzusetzen, wenn die Freistel-
lung eine solche Wohnung betrifft, die ausschließlich
oder überwiegend aus deren eigenen Mittel gefördert
worden ist.

Eine Ausgleichszahlung ist nicht zu erheben, wenn
sie den Mindestbetrag von 0,10 ¤ pro qm Wohnfläche
monatlich unterschreiten würde.

23. Die Nummer 7.4 wird wie folgt neu gefasst:

7.4 

Zu Absatz 2 in Verbindung mit § 31 WoFG: Übertra-
gung und Änderung von Belegungs- und Mietpreis-
bindungen (mittelbare Belegung) sowie sonstige Be-
rechtigungen und Verpflichtungen

24. Die Nummer 7.41 wird wie folgt neu gefasst:

7.41

Durch Vereinbarung der zuständigen Stelle mit
der/dem Verfügungsberechtigten können die Bele-
gungs- und Mietbindungen geförderter Wohnungen,
also die Eigenschaft als „öffentlich geförderte“ Woh-
nung, unter den Voraussetzungen des § 31 Abs. 1
Nrn. 1–3 WoFG nur insgesamt auf gleichwertige Er-
satzwohnungen (vgl. Nr. 7.42) übertragen oder geän-
dert werden. Ersatzwohnungen gelten mit dem Zeit-
punkt des Übergangs der Belegungs- und Mietbin-
dungen als öffentlich geförderte Wohnungen im
Sinne des § 1 (vgl. Nr. 1.13); auf sie sind vorrangig
vor den Vorschriften des WoBindG und anstelle des
AFWoG NRW die §§ 25–37 WoFG anzuwenden.

In der Übertragungsvereinbarung ist der Zeitpunkt
des Übergangs der Belegungs- und Mietbindungen
konkret aufzuführen. Nummer 7.163 gilt im Übrigen
sinngemäß entsprechend. 

25. Die Nummer 7.42 wird wie folgt neu gefasst:

7.42

Eine Übertragung von Belegungs- und Mietbindun-
gen gem. § 7 Abs. 2 in Verbindung mit § 31 Abs. 1
WoFG kommt nur in Betracht, wenn 

– sie zur Schaffung oder zum Erhalt sozial stabiler
Bewohnerstrukturen oder wegen der örtlichen
wohnungswirtschaftlichen Verhältnisse geboten
ist. Dies ist z. B. der Fall, wenn konkrete Anzei-
chen für das Vorliegen oder für die Gefahr einer
Entstehung einseitiger sozial problematischer Be-
wohnerstrukturen bestehen oder sonstige begrün-
dete Umstände die Übertragung erfordern und so
die Zielvorgabe des § 31 Abs. 1 Nr. 1 WoFG erreicht
oder zu ihrer Schaffung beigetragen werden kann.
Die Übertragung ist nach den örtlichen wohnungs-
wirtschaftlichen Verhältnissen geboten, wenn z. B.
an anderer Stelle eines Stadtgebietes durch die
Übertragung der Belegungs- und Mietbindungen
ein dort bestehendes Problem der Wohnraumver-
sorgung gelöst werden soll (vgl. Nummern
7.12–7.14).

– geförderte Wohnungen (Förderwohnungen) und
Ersatzwohnungen unter Berücksichtigung des
Förderzwecks gleichwertig sind, z. B. hinsichtlich
des Wohnwertes wie Größe und Ausstattungsstan-
dard, ferner auch nach der Anzahl der Wohnungen
sowie der Dauer, Art und betragsmäßigen Höhe der
Belegungs- und Mietbindungen.

26. Die Nummer 7.43 wird wie folgt neu gefasst:

7.43

Soweit die öffentlichen Darlehensforderungen durch
dingliche Rechte am Grundstück der Förderwohnun-
gen gesichert sind, soll die Vereinbarung zur Über-

tragung der Eigenschaft „öffentlich gefördert“ regel-
mäßig vorsehen, dass die dinglichen Rechte am
Grundstück der Förderwohnungen fortbestehen. 

An der Vereinbarung ist die Wohnungsbauförde-
rungsanstalt NRW als Gläubigerin der öffentlichen
Mittel zu beteiligen. 

27. Die bisherige Nummer 7.44 entfällt. 

28. In Nummer 8 b. 1 werden in Satz 2 nach dem Klam-
merzusatz „(WFB)“ die Wörter „in der bis zum
31. 12. 2002 geltenden Fassung“ angefügt.

29. In Nummer 8 b. 2 Satz 1 werden die Wörter „Höchst-
durchschnittsmiete nach den WFB“ durch die Wörter
„Bewilligungsmiete für Mietwohnungen zugunsten
Angehöriger der Einkommensgruppe A lt. WFB“ er-
setzt. 

30. In Nummer 14.2 entfällt Satz 2.

31. Die Nummern 25.12–25.122 werden wie folgt ersetzt:

25.12

Die Höhe der Geldleistungen beträgt vorbehaltlich
der Nummern 25.15 und 25.3 je qm Wohnfläche mo-
natlich: 

25.121

1,50 ¤, 

wenn die/der Verfügungsberechtigte eine Wohnung

– unter Verstoß gegen das Benennungsrecht nach
§ 5a in Verbindung mit der Überlassungsverord-
nung, 

– trotz Überschreitung der maßgeblichen Woh-
nungsgröße

oder

– entgegen einem Vorbehalt für bestimmte Haushal-
te 

überlassen oder selbst benutzt hat; 

25.122

2,50 ¤,

wenn die/der Verfügungsberechtigte eine Wohnung
ohne Übergabe eines Wohnberechtigungsscheins
oder entgegen einem Besetzungsrecht überlassen
oder ohne Genehmigung selbst benutzt hat;

32. In Nummer 25.15  wird der Absatz 4 wie folgt ersetzt:

Wurde ein Verstoß durch eine Freistellung nach § 7
ausgeräumt und ist ein Verzicht auf Geldleistungen
nach Nummer 25.32 nicht möglich, so sind die Geld-
leistungen für die Dauer des Verstoßes – längstens bis
zum Beginn einer Leistungspflicht nach dem AFWoG
NRW – in Höhe der entgangenen Freistellungs-Aus-
gleichszahlungen festzusetzen.

33. In Nummer 25.31 wird nach den Wörtern „6 Monate
angedauert und nicht durch eine“ das Wort „Frei-
stellung,“ eingefügt. 

34. Die Nummern 25.32 und 25.33 werden wie folgt neu
gefasst:

25.32

wenn eine Ausnahme von der Pflicht zur Leistung ei-
ner Ausgleichszahlung nach Art. 2 Nr. 2 Abs. 1 Zif-
fern 4–6 sowie Abs. 4 AFWoG NRW 

– vorliegt, 

– bei rechtzeitiger Beantragung eines Wohnberech-
tigungsscheins oder einer Freistellung vorgelegen
hätte;

25.33

wenn das Gesamteinkommen der Haushaltsangehö-
rigen im Sinne des § 18 WoFG die maßgebende Ein-
kommensgrenze nach § 9 WoFG um nicht mehr als 5
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v. H. und die in Anspruch genommene Wohnfläche
den Wohnraumanspruch (vgl. Nrn. 5.7–5.72) nicht
um mehr als 5 qm übersteigt;

35. Nach Nr. 25.33 wird folgende neue Nummer 25.34
angefügt:

25.34

wenn die/der Verfügungsberechtigte das preisrecht-
lich zulässige Entgelt oder die unzulässige einmalige
Leistung zurück erstattet hat.

36. Die Nummer 25.42 wird wie folgt neu gefasst:

25.42 

Die zuständige Stelle hat die festgesetzten Geldleis-
tungen einzuziehen und gesammelt (ohne Aufschlüs-
selung nach Verfügungsberechtigten oder Wohnun-
gen) jeweils am 10. 1., 10. 4., 10. 7. und 10. 10. an die
Wohnungsbauförderungsanstalt NRW in Düsseldorf
abzuführen. Abweichend hiervon verbleiben die be-
züglich einer Wohnung erhobenen Geldleistungen
der zuständigen Stelle, 

a) wenn die öffentlichen Mittel für die Wohnung aus-
schließlich aus eigenen Mitteln der zuständigen
Stelle gewährt worden sind, in vollem Umfange,

b) wenn die öffentlichen Mittel für die Wohnung zum
Teil aus eigenen Mitteln der zuständigen Stelle ge-
währt worden sind, zu dem Anteil, der dem Anteil
der eigenen Mittel der zuständigen Stelle an dem
gesamten Betrag der für die Wohnung bewilligten
öffentlichen Mittel entspricht.

Bei der Aufteilung im Fall des Satzes 2 Buchstabe b)
sind die öffentlichen Mittel in der ursprünglich be-
willigten Höhe ohne Rücksicht auf die Tilgung von
Darlehen und den Abbau von Aufwendungszuschüs-
sen und -darlehen zugrunde zu legen; zum Zwecke
des Vergleichs sind einem Baudarlehen ein Zuschuss
zur Deckung der Gesamtkosten (z. B. Zuschuss zur
Wohnraumbeschaffung für kinderreiche Familien),
ein durch Annuitätshilfe verbilligtes Bankdarlehen
und der insgesamt im Bewilligungszeitraum auszu-
zahlende Betrag von Aufwendungszuschüssen und 
-darlehen gleichzustellen. 

37. In Nummer 34.2 wird die Jahreszahl „2006“ durch
die Jahreszahl „2009“ ersetzt.

38. In der Anlage 1 wird die Nummer 1.31 wie folgt neu
gefasst: 

1.31 

Die Bewilligungsakten sind bei Vollzug des WoBindG
von der zuständigen Stelle weiterzuführen und der
Bewilligungsbehörde auf deren Anforderung hin zur
Ausführung der ihr obliegenden Aufgaben zur Verfü-
gung zu stellen.

Dieser Runderlass tritt am Tag nach seiner Veröffentli-
chung in Kraft.

– MBl. NRW. 2003 S. 820.

6022
Gemeindefinanzreform

Gem. RdErl. d.Innenministeriums – 
35 – 71.02 – 7454/03 (5) – 

u. d. Finanzministeriums – 
KomF 1110 – 2 – IV B 3  v. 24. 7. 2003

Aufgrund des § 7 der Verordnung über die Aufteilung
und Auszahlung des Gemeindeanteils an der Einkom-
mensteuer und die Abführung der Gewerbesteuerumlage
für die Jahre 2003, 2004 und 2005 vom 8. 7. 2003  (GV.
NRW. S. 383) wird Folgendes bestimmt:

1

Gemeindeanteil an der Einkommensteuer

1.1

Der auf die Gemeinden entfallende Anteil an der Ein-
kommensteuer nach dem Ist-Aufkommen (§ 3 der Verord-
nung) wird vom Innenministerium für jedes Haushalts-
jahr und für jedes Vierteljahr durch besonderen Runder-
lass bekannt gegeben.

Jede Gemeinde erhält über den auf sie für das jeweilige
Quartal sowie auf die Schlussabrechnung eines jeden
Haushaltsjahres entfallenden Gemeindeanteil an der
Einkommensteuer unter Berücksichtigung der zu leisten-
den Gewerbesteuerumlage eine maschinell erstellte Mit-
teilung. Die Mitteilungen sind vom Landesamt für Da-
tenverarbeitung und Statistik Nordrhein-Westfalen zu
erstellen.

Das Landesamt für Datenverarbeitung und Statistik lei-
tet die Mitteilungen den kreisfreien Städten und den
kreisangehörigen Gemeinden unmittelbar zu. 

Die Unterlagen über die Berechnung des Gemeindean-
teils an der Einkommensteuer leitet das Landesamt für
Datenverarbeitung und Statistik dem Innenministerium
zur Feststellung zu (§ 4 Abs. 2 der Verordnung).

2

Gewerbesteuerumlage

2.1

In Anlage 3 zu § 5 Abs. 2 der Verordnung sind die Melde-
termine für die Gewerbesteuerumlage festgelegt. Die Ge-
meinden haben sicherzustellen, dass dem Landesamt für
Datenverarbeitung und Statistik die Meldungen recht-
zeitig vorliegen. Verstößen wird mit Mitteln der Kommu-
nalaufsicht nachgegangen, weil verspätete Meldungen
die Verrechnung der Gewerbesteuerumlage mit der Zah-
lung  des Gemeindeanteils an der Einkommensteuer (§ 5
Abs. 3 der Verordnung) gefährden.

2.2

Für die Meldung der Gewerbesteuerumlage ist das Mus-
ter der Anlage zu verwenden. Alle Angaben unterliegen
der überörtlichen Prüfung.

3

Verrechnung der Gewerbesteuerumlage mit dem Gemein-
deanteil an der Einkommensteuer

3.1

Aus Gründen der Zweckmäßigkeit, der Verwaltungsver-
einfachung und der Kostenersparnis schreibt § 5 Abs. 3
der Verordnung vor, dass die Gewerbesteuerumlage mit
dem Gemeindeanteil an der Einkommensteuer zu ver-
rechnen ist.

3.2

Das Landesamt für Datenverarbeitung und Statistik er-
mittelt aufgrund der Schlüsselzahl für die Gemeinde und
des Anteils an der Einkommensteuer sowie aufgrund der
gemeldeten Gewerbesteuerumlage durch Gegenüberstel-
lung den Betrag, der an die einzelne Gemeinde noch zu
zahlen ist, oder der von ihr abzuführen ist, falls die Ge-
werbesteuerumlage den Gemeindeanteil an der Einkom-
mensteuer übersteigt.

3.3

Da für das 4. Quartal eines jeden Haushaltsjahres der Ge-
meindeanteil an der Einkommensteuer in Höhe des für
das 3. Quartal gezahlten Betrages anzuweisen ist (§ 3
Abs. 2 der Verordnung), wird für das jeweils 4. Quartal ei-
nes Haushaltsjahres der für das 3. Quartal als Gewerbe-
steuerumlage gemeldete Betrag verrechnet. In Fällen, in
denen die Gewerbesteuerumlage im 3. Quartal den Ge-
meindeanteil an der Einkommensteuer übersteigt, wird
als abzuführende Gewerbesteuerumlage nur ein Betrag
in Höhe des Gemeindeanteils an der Einkommensteuer
verrechnet.
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4

Zahlungsverfahren

Das Rechenzentrum der Finanzverwaltung erstellt die
für die Zahlbarmachung erforderlichen Unterlagen.

Die Landeshauptkasse Düsseldorf weist den nach Ver-
rechnung der Gewerbesteuerumlage verbleibenden Ge-
meindeanteil an der Einkommensteuer jeweils zu den
Terminen an, die in Anlage 2 zu § 3 der Verordnung be-
stimmt sind.

In Fällen, in denen die Gewerbesteuerumlage höher ist
als der Gemeindeanteil an der Einkommensteuer, hat die
Gemeinde den übersteigenden Betrag jeweils bis zum
nächsten in § 6 Abs. 7 Gemeindefinanzreformgesetz fest-
gelegten Termin an die Landeshauptkasse abzuführen.

Der gemeinsame Runderlass des Innenministeriums und
des Finanzministeriums vom 20. 4. 2000 (SMBl. 6022)
wird aufgehoben.
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Anlage 

Gemeinde ..................................................................

Gemeindekennziffer ................................................

Kontonummer ..........................................................

An das

Landesamt für Datenverarbeitung und Statistik NRW

Mauerstraße 51

40476 Düsseldorf

Meldung

der Umlage nach Maßgabe des Gewerbesteueraufkommens
(§ 6 Gemeindefinanzreformgesetz)
für das Quartal ...................200 ...

Haushaltsjahr 200 ...

Berechnung der Umlage

1. Gewerbesteueristaufkommen 1)

im ......... Quartal 20../Haushaltsjahr 200 .. .................................. Euro

2. Gewerbesteuerhebesatz im Jahr des Aufkommens .................................... v.H.

3. Grundbetrag (Istaufkommen geteilt durch Hebesatz x 100) .................................. Euro

4. Umlage

4.1 Bundesvervielfältiger 2)

.... v.H. des Grundbetrages gem. § 6 Abs. 3 Satz 2 GFRG    .................................. Euro

4.2 Landesvervielfältiger 2)

.... v.H. des Grundbetrages gem. § 6 Abs. 3 Satz 4 GFRG .................................. Euro

4.3 Erhöhungszahl 3)

.... v.H. des Grundbetrages gem. § 6 Abs. 5 GFRG .................................. Euro

4.4 Summe 4.1 + 4.2 + 4.3 .................................. Euro

Sachbearbeiter/in ...................................................... ................................................, den .......................20..

Telefon: ...................................................................... ....................................................................................
Unterschrift

1) Sofern etwaige Erstattungen das Istaufkommen übersteigen, ist der übersteigende Betrag einzusetzen.
2) Innenministerium und Finanzministerium geben die Vervielfältiger durch Erlass bekannt.
3) Innenministerium und Finanzministerium geben die Erhöhungszahl gemäß § 5 Abs. 5 der Verordnung über die Aufteilung und Auszahlung des

Gemeindeanteils an der Einkommensteuer und die Abführung der Gewerbesteuerumlage für die Jahre 2003, 2004 und 2005 vom 8. 7. 2003 (GV. NRW.
S. 383) bekannt.

HINWEIS FÜR DAS HAUSHALTSJAHR 2003:

Bundesvervielfältiger = 36 v.H.

Landesvervielfältiger = 71 v.H.

Erhöhungszahl = 7 v.H.

– MBl. NRW. 2003 S. 823.
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II.

Innenministerium

Veröffentlichungen zur Statistik des Landes Nordrhein-Westfalen

Bek. d. Innenministeriums v. 16. 7. 2003 – 52/12 – 24.44

Beim Landesamt für Datenverarbeitung und Statistik (LDS NRW), Düsseldorf, sind erschienen:

Titel Bestell-Nr. Ausgabe Preis in EUR

Zusammenfassende Publikationen

Die Gemeinden NRWs, Informationen aus der amtlichen Statistik Z 04 1 2002 7,70

Entwicklungen in Nordrhein-Westfalen-Statistischer Jahresbericht mit 
aktuellen Informationen zu fast allen statistisch erfassten Lebensbereichen, 
vorgelegt anlässlich der Jahrespressekonferenz des LDS NRW Z 41 1 2002 kostenlos

Verzeichnisse/Adressarien

Verzeichnis der Berufskollegs und der Schulen des Gesundheitswesens B 06 5 2003 9,00

Gebiet und Bevölkerung

Bevölkerung der Gemeinden, Fortschreibung A 12 3 1. Hj 2002 2,30

Ausländische Bevölkerung am 31. Dezember A 15 3 2001 1,30

Einbürgerungen A 16 3 2002 1,30

Bevölkerung; Bevölkerungsstand, Bevölkerungsbewegung A 10 2 2001 8,00

Erwerbstätigkeit, Haushalte und Familien

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte (vierteljährlich) A 65 3 2. Vj 2002 3,10

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte; Ergebnisse der Beschäftigten- 
und Entgeltstatistik nach Verwaltungsbezirken (halbjährlich) A 66 3 1. Hj 2002 7,20

Gesundheitswesen

Krankenhäuser und Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtungen A 41 3 2001 1,50

Gestorbene nach Todesursachen und Geschlecht A 43 3 2001 1,80

Unterricht und Bildung

Allgemein bildende Schulen B 11 2 1999 15,70

Allgemein bildende Schulen; Erste Ergebnisse B 13 3 2001 2,80

Sonderschulen B 12 2 1999 13,80

Auszubildende und neu abgeschl. Ausbildungsverträge B 27 3 2002 3,50

Hochschulen B 30 2 WS 00/01 19,90

Studierende an den Hochschulen B 31 3 SS 02 7,90

Land- und Forstwirtschaft

Landwirtschaft C 01 2 2000 9,40

Landwirtschaft; Endgültiges Ergebnis der Getreideernte C 22 3 2002 1,30

Landwirtschaft; Endgültiges Ergebnis der Kartoffelernte C 24 3 2002 1,30

Landwirtschaft; Endgültige Ergebnisse der Ölfrucht-, Hülsenfrucht-, 
Mais-, Raufutter- und Rübenernte C 25 3 2002 1,30

Landwirtschaft; Endgültige Ergebnisse der Gemüseernte C 27 3 2002 1,30

Landwirtschaft; Endgültige Ergebnisse der Obsternte C 62 3 2002 1,30

Pflanzenbestände in den Baumschulen C 63 3 2000 1,30

Schlachtungen; Jahreszusammenfassung C 35 3 2001 1,30

Milcherzeugung und -verwendung; Jahreszusammenfassung C 37 3 2001 1,30

Brut und Schlachtungen von Geflügel sowie Legehennenhaltung 
und Eiererzeugung C 39 3 2001 1,30

Gewerbemeldungen, Insolvenzen

Gewerbeanzeigen D 13 3 4. Vj 2002 1,30

Insolvenzen J 11 3 2. Hj 2002 1,30

Produzierendes Gewerbe, Handwerk

Verarbeitendes Gewerbe sowie Bergbau und Gewinnung von Steinen 
und Erden; Jahreszusammenfassung E 12 3 2002 4,60

Verarbeitendes Gewerbe sowie Bergbau und Gewinnung von Steinen und 
Erden; Betriebsergebnisse, Beschäftigte, Umsatz, Energieverbrauch E 14 3 2002 3,10
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Titel Bestell-Nr. Ausgabe Preis in EUR

Industrielle Kleinbetriebe, Regionalergebnisse E 17 3 2001 5,90

Energiebilanz und CO2-Bilanz E 44 3 2000 4,90

Ausbaugewerbe: Bauinstallation und sonstiges Baugewerbe E 29 3 4. Vj 2002 1,30

Ausbaugewerbe: Bauinstallation und sonstiges Baugewerbe, 
Jahreszusammenfassung E 30 3 2002 1,30

Handwerk; Messzahlen über Beschäftigte und Umsatz 
nach Wirtschafts- und Gewerbezweigen E 51 3 4. Vj 2002 1,30

Bautätigkeit, Wohnungswesen

Bauüberhang am 31. Dezember F 23 3 2002 1,80

Obdachlosigkeit am 30. Juni F 01 3 2002 1,50

Verkehr

Personenverkehr der Straßenverkehrsunternehmen H 14 3 4. Vj 2002 1,30

Binnenschifffahrt; Jahreszusammenfassung H 22 3 2001 7,20

Öffentliche Sozialleistungen

Sozialhilfe; Teil 2: Empfängerinnen und Empfänger von Sozialhilfe K 11 3 2001 6,80

Jugendhilfe, Hilfe zur Erziehung außerhalb des Elternhauses, 
Junge Menschen am 31.12. K 13 3 2001 4,90

Jugendhilfe, Institutionelle Beratung, Betreuung einzelner junger Menschen, 
sozialpädagogische Familienhilfe K 16 3 2001 7,40

Jugendhilfe, Ausgaben und Einnahmen für die Jugendhilfe K 18 3 2001 1,50

Öffentliche Finanzen und Steuern

Gemeindefinanzen; Ergebnisse der vierteljährlichen Kassenstatistik L 21 3 4. Vj 2002 4,90

Haushaltsansätze der Gemeinden und Gemeindeverbände L 24 3 2003 2,70

Umsätze und Umsatzsteuer L 41 3 2001 12,10

Lohn- und Einkommensteuer L 43 3 1995 7,16

Preise und Preisindizes

Preisindizes für Wohn- und Nichtwohngebäude, 
Instandhaltung und Straßenbau M 14 3 1. Vj 2003 1,30

Kaufwerte von Bauland M 15 3 4. Vj 2002 1,30

Löhne und Gehälter

Verdienste und Arbeitszeiten im Produzierenden Gewerbe 
und in ausgewählten Dienstleistungsbereichen N 11 3 4. Vj 2002 2,80

Gesamtrechnungen

Bruttoanlageinvestitionen 1991–2000 P 18 3 2000 3,80

Bruttoinlandsprodukt, Bruttowertschöpfung 
und Arbeitnehmerentgelt 1991–2002 P 19 3 2002 6,40

Bruttoinlandsprodukt, Bruttowertschöpfung und Arbeitnehmerentgelt; 
Revidierte Ergeb. 1996–2001 P 21 3 2001 10,20

Umwelt

Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung bei Wärmekraftwerken 
für die öffentliche Versorgung Q 14 3 2001 1,30

Daten zur Abfallwirtschaft Q 25 3 2000 10,50

Waren und Dienstleistungen für den Umweltschutz 1997–2000 Q 32 3 2001 6,80

Sonderveröffentlichungen

Statistische Rundschau für den Kreis Düren Y 27 4 2003 8,60

Bestellungen richten Sie bitte an das:

Landesamt
für Datenverarbeitung und Statistik
Nordrhein-Westfalen
– Dezernat 114 – (Vertrieb)
Postfach 10 11 05

40002 Düsseldorf

oder bedienen Sie sich unseres webshops unter: www.lds.nrw.de

– MBl. NRW. 2003 S. 826.
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